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Pro Polizei Wetzlar lädt zum Schlachtplattenessen

Am 22. Oktober

Deutsch-Österreichische Gesellschaft lädt zur Jahres-
hauptversammlung mit anschließendem Imbiss ein
(red). Alle Mitglieder der Deutsch-Österreichischen Gesellschaft Wetzlar sind zur
Jahreshauptversammlung am Donnerstag, den 22.10. um 18.30 Uhr in den
„Tannenhof“ nach Steindorf herzlich eingeladen. Auf der Tagesordnung stehen in
Kurzform der Bericht des Vorstandes über die abgelaufenen zwei Jahre sowie die
Neuwahl. Im Anschluss sind alle Mitglieder zu einem kleinen Imbiss eingeladen, um
sich auch ein klein wenig miteinander unterhalten zu können. Nichtmitglieder sind
als Gäste herzlich willkommen.
Aus organisatorischen Gründen ist eine Anmeldung zwingend notwendig
unter info@dög-wetzlar.de, per Fax 06441/76612 oder postalisch an Deutsch-Öster-
reichische Gesellschaft Wetzlar, Blankenfeld 47, 35578 Wetzlar.

(red). Der langjährige Vorsitzende der Vereinigung der Berliner Oberstaatsanwälte,
Ralph Knispel, in Wetzlar kein Unbekannter, wird im Rahmen des Schlachtplatten-
essens von Pro Polizei Wetzlar am Freitag, den 30.10. um 18.30 Uhr im Ernst-
Leitz-Hotel erwartet. Erstmals findet die Veranstaltung in den neuen Räumlichkei-
ten statt. Bezüglich des Essens gibt es eine kleine Änderung. Statt individueller
Vorbestellungen gibt es ein reichhaltiges Büfett, bestehend aus Salaten, Schlacht-
platte, Kasseler, Schweinebauch, Blut- und Leberwurst, Sauerkraut, Kartoffelstampf,
Brot, „Hessischer Bellschuh“, Zwiebelrahmsoße und gebackene Kartoffelecken, das
Ganze für 18 Euro pro Person.
Anmeldungen, auch für Nichtmitglieder, sind ab sofort möglich unter
info@propolizei-wetzlar.de, per Fax 06441-76612 oder postalisch an Pro Polizei
Wetzlar, Ludwig-Erk.-Platz 5, 35578 Wetzlar.
Spannender Vortrag über Krimimalitätslage in Berlin
Ralph Knispel, dessen Sachverstand, Expertise und offene kritische Worte in Berlin
nicht immer in der Politik willkommen waren, wird als ehemaliger Oberstaatsan-
walt deutlich machen, was in Berlin nicht funktioniert, welche Bedeutung Migrati-
on und Clan-Kriminalität für das tägliche Leben haben, welche Auswirkungen es für
Polizei und Justiz gibt. Kurzum, man kann sagen, „ein Insider berichtet“ unter dem
Titel: „Deutschlands Rechtsstaat – ein Traum“.

Neue Bildungsstudie Pisa kommt zum Ergebnis:
„Sturzflug bei den Lernleistungen“

Was ist die Pisa-Studie?

von Hans-Jürgen Irmer, Herausgeber Wetzlar Kurier

Fortsetzung Seite 2

(red). „Sturzflug bei den
Lernleistungen“, „Der neue
Pisa-Schock“, „Lage an den
deutschen Schulen ver-
schlechtert sich drama-
tisch“, „Die niedrigsten Er-
gebnisse, die jemals gemes-
sen wurden“, so lauten die
Überschriften bei der aktu-
ellen Pisa-Studie.

Was ist die Pisa-Studie?
Seit dem Jahr 2000 werden
weltweit in der Regel 15-
jährige Schüler bezüglich
ihrer Kompetenzen im Be-
reich Lesen, Mathematik
und Naturwissenschaften
geprüft. Insgesamt haben
bei der aktuellen Pisa-Stu-
die rund 760.000 Schüler
aus 91 Staaten teilgenom-
men. In Deutschland waren
es 6700 Schüler an rund 250
Schulen.

Erschütterndes Ergebnis
In allen drei untersuchten
Kerndomänen erreichen die
15-jährigen Schüler in
Deutschland die geringsten

Kompetenzwerte seit Be-
ginn der Pisa-Erhebungen,
so ein Satz in der Studie. 33
Prozent der 15-Jährigen
fehlen im Lesen und in Ma-
thematik grundlegende Fä-
higkeiten, die sie benötigen
würden, um Anforderun-
gen in Ausbildung, Beruf
und Alltag bewältigen zu
können. 25 Prozent der Schü-
ler haben im Bereich der Na-
turwissenschaften einge-
schränkte Kompetenz. Be-
sorgniserregend, dass der
Anteil der Jugendlichen, die
keinerlei ausreichende Basis-
kompetenzen mehr errei-
chen, gestiegen ist.

Gründe für den Absturz
Darüber könnte man Bü-
cher schreiben. An dieser
Stelle soll nur stichwortar-
tig auf einige Punkte ein-
gegangen werden, die ur-
sächlich mitverantwortlich
sind. Seit Jahren beispiels-
weise ist festzustellen, dass
aktuell etwa 20 Prozent der
Grundschüler die Mindest-

standards im Lesen und
Rechnen verfehlen, 33 Pro-
zent in der Rechtschrei-
bung. Logisch, dass sich dies
in den weiterführenden
Schulen fortpflanzt. Profes-
sor Zierer von der Uni Augs-
burg weist auf Migration,
überzogene Digitalisierung
und Nivellierung ebenso hin
wie auf die fehlende Ho-
mogenität in den Schulklas-
sen, was die Zusammenset-
zung angeht, anders ausge-
drückt Heterogenität als
Problem.
Die Bildungspublizistin
Christine Brinck weist auf
die völlig überzogene Inklu-
sion hin. Bundesbildungsmi-
nisterin Karin Prien macht
Zuwanderung als ein The-
ma ebenso aus wie Erzie-
hungsdefizite in den Eltern-
häusern oder auch der ne-
gative Einfluss der sozialen
Medien.

Zuviele Quereinsteiger
Aber es gibt auch sehr viel
pragmatische Probleme.

Wir haben heute in
Deutschland zu viele Men-
schen, die als Quereinstei-
ger in den pädagogischen
Beruf eingestiegen sind und
zu einem hohen Prozent-
satz nicht über die Professi-
onalität verfügen, die ein
ausgebildeter Lehrer
logischerweise hat. Sie sind
nötig geworden, weil je
nach Berechnung zwischen
50.000 und 80.000 Lehrer-
stellen fehlen. Bundesweit
gibt es etwa eine Million
Lehrkräfte für die allge-
meinbildenden Fächer und
77.000 für die berufsbilden-
den Fächer bei ca. 8,8 Milli-
onen Schülern.

Diese Fachlücke könnte
man schließen, wenn man
die Gewährung von Teilzeit
deutlich reduzieren würde.
Wir leisten uns in Deutsch-
land den Luxus, dass fertig
ausgebildete Fachlehrer
teilweise aufgrund von
Work-Life-Balance mit 60,
70 oder 75 Prozent der Un-
terrichtsstunden und ent-
sprechend geringerem Ge-
halt völlig zufrieden sind.
Sie wählen als Start also die-
ses individuelle Wohlgefühl
(natürlich gibt es auch gute
Gründe für Teilzeit). Diese
fehlenden Stunden/Lehrer-
stellen versuchen die Kul-
tusminister zu kompensie-
ren durch Quereinsteiger.
Auch dort gibt es ohne je-
den Zweifel gute Kräfte.
Aber der Anteil der Quer-
einsteiger/Seiteneinsteiger
ist entschieden zu hoch.
Man könnte auf die Art und
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Restaurant Grillstube

Weise, wenn man Teilzeit
restriktiver handhaben
würde, mindestens 50.000
Vollzeitstellen heben. Aber
da traut sich kein Kultusmi-
nister heran.

Verantwortung der
Elternhäuser
Auch die Elternhäuser sind
in der Verantwortung. Leh-
rermobbing beim gemein-
samen Abendessen, so es
das überhaupt noch gibt, ist
ein beliebter Volkssport.
Ergo sinkt der Respekt Ju-
gendlicher vor Pädagogen,
wenn sie zu Hause über-
spitzt formuliert als Deppen
dargestellt werden. Das hat
Auswirkungen auf Schule,
auf das Klima, auf Respekt.
Und wenn im Jahr 2024
leider 1280 Fälle von Kör-
perverletzung gegenüber
Lehrern in Deutschland re-
gistriert werden mussten,
ist das mehr als ein Alarm-
signal. Hinzu kommen Be-
schimpfungen, Drohungen
und anderes mehr. Spä-
testens hier würde sich
manch ein Pädagoge wün-
schen, dass die Dienstvor-
gesetzte Behörde inklusive
Staatliche Schulaufsicht, in-
klusive Ministerium, bun-
desweit gesehen, mehr Mut
aufbringen würden, reni-
tenten Schülern klarzuma-
chen, dass es so nicht wei-
tergehen kann und entspre-
chende Konsequenzen ge-
zogen werden.

In migrantisch geprägten
Schulen wird Lehrerinnen
gegenüber häufig genug
ohnehin kaum Respekt ent-
gegengebracht, weil in be-
stimmten Ethnien die Rolle
von Frau und Mann sehr
unterschiedlich betrachtet
wird.

Kitas müssen auf Schule
vorbereiten
Ein Ergebnis ist die Forde-
rung einer radikalen Um-
kehr, wonach Kitas als Bil-
dungseinrichtungen defi-
niert werden müssen mit
dem Ziel, die Kinder auf die
Grundschule vorzubereiten.
Dass dazu entsprechendes
Personal und die entspre-
chende Ausstattung not-
wendig sind, wird nicht er-
wähnt, ist aber die Grund-
voraussetzung. Das Zen-
trum für internationale Bil-
dungsvergleichsstudien der
TU München fordert daher,
Kleinkinder gezielt zu för-
dern und verpflichtende
Sprachtests im Alter von
vier Jahren. Der Direktor
des Leibniz-Instituts für Bil-
dungsforschung, Marcus
Hasselhorn, hält die bedürf-
nisorientierte Erziehung im
Kindergarten für falsch.
Statt Bedürfnisse müssten
Bedarfe die Leitlinie päda-
gogischen Handelns sein,
die Kinder naturgemäß
nicht selbst erkennen kön-
nen. In die gleiche Kerbe
schlägt Heike Schmoll, die
deutlich macht, dass es
nicht um eine frühzeitige

Neue Bildungsstudie Pisa kommt zum Ergebnis:
„Sturzflug bei den Lernleistungen“

Was ist ist Pisa-Studie?

Hans-Jürgen Irmer
von Hans-Jürgen Irmer, Herausgeber Wetzlar Kurier

Verschulung der Kindheit
geht, sondern um ein
Höchstmaß an kindgerech-
ter Zuwendung. Freies Spie-
len werde die Sprachdefizi-
te so wenig beheben wie
motorische Entwicklungs-
rückstände.

Ausländische Eltern in
die Pflicht nehmen
Heike Schmoll, seit Jahr-
zehnten Bildungskorres-
pondentin in der FAZ, hat
darüber hinaus formuliert,
dass leider in vielen Eltern-
häusern kein Deutsch ge-
sprochen werde. Es gebe
kaum noch Vorlesen, wenig
intellektuelle Anregungen
und zu viel digitale Ablen-
kungen unterschiedlichster
Art.

Alle Maßnahmen, die in
der Summe überlegenswert
sind, führen jedoch nicht
zum Erfolg, wenn man nicht
die Eltern ausländischer
Kinder einbezieht. Wenn sie
nach Deutschland kommen
wollen, wir reden hier von
den Berechtigten, dann
müssen sie nachweislich
deutsch lernen. Ob ein Kind
mit Migrationshintergrund
in der Grundschule vier
oder fünf Stunden die Wo-
che Deutsch hat, ist relativ
unerheblich, wenn den Rest
des Tages eine andere Spra-
che gesprochen wird. Des-
halb müsste der Staat als
eine Bedingung zum Auf-
enthalt in Deutschland die
Bereitschaft einfordern,
deutsch zu lernen. Dies
dient im Übrigen ganz ba-
nal formuliert auch einer
guten Integration.

Kognitive Fähigkeiten
gehen zurück
Falk Huettig, Professor am
Max-Planck-Institut für Psy-
cholinguistik in Nijmegen,
kommt zum Ergebnis, dass
angesichts der Tatsache,
dass wenn die Lese- und
Schreibfähigkeit in der Ge-
sellschaft abnimmt, es sehr
wahrscheinlich sei, dass
auch die kognitiven Fähig-
keiten in der Bevölkerung
im Schnitt zurückgehen. Die
Literalität, also die Lese-
und Schreibkompetenz,
verbessere nicht nur die
mündliche Kommunikation,
sie sei auch ein Verstärker
für elementare kognitive
Leistungen, die über die
Sprache hinausgehen. Le-
sen zu können, steigere die
Fähigkeit, Objekte und Ge-
sichter zu erkennen. Es er-
höhe die Aufmerksamkeit,
stärke das Gedächtnis, för-
dere das logische Denken
und die Argumentationsfä-
higkeit sowie das Abstrakti-
onsvermögen als Basis ratio-
nalen Denkens. Der bruch-
stückhafte Schreibsprech in
Chats in den sozialen Medi-
en ersetze nicht ansatzweise
die Lektüre anspruchsvoller
Texte und Bücher. Das Glei-
che gelte im Übrigen auch
für das digitale Lesen, bei
dem man weniger als beim
Lesen gedruckter Texte kon-
zentriert sei.

Digitales Arbeiten – pä-
dagogische Katastrophe
Zu den Siegerstaaten ge-
hört Estland, das führend
im Bereich der Digitalisie-
rung ist, diese Digitalisie-
rung aber nur einsetzt,
wenn es einen echten
Mehrwert bietet. Man setzt
dort verstärkt auf Lesen,
Schreiben und Leistung.

Fehlgeleitetes Geld
Wenn die Bundesregierung
ein sogenanntes „Start-
chancen-Programm“ auf-
legt, bei dem 4000 auf-
grund von Sozialindices aus-
gewählte Schulen zusätzli-
che Fördermittel beantra-
gen können, dann macht
das so lange keinen Sinn,
so lange das Geld für Schu-
len vorgesehen ist, die digi-
taler, klimafreundlicher
oder integrativer werden
sollen. Klimafreundlichkeit
hat mit dem Leistungsge-
danken nichts zu tun. Und
es sollte sich herumgespro-
chen haben, dass integrati-
ver Unterricht bedeutet,
noch mehr unterschiedliche
Schüler in viel zu wenig ho-
mogenen Unterrichtsgrup-
pen zu haben. Wenn man
in Schulklassen normal be-
gabte Schüler hat, weniger
intellektuell begabte, ver-
haltensgestörte Kinder mit
Erziehungsdefiziten, Ver-
haltensauffälligkeiten, par-
tiell geistiger Behinderung,
kombiniert mit Kindern aus
unterschiedlichsten Ethni-
en, unterschiedlichen Vor-
stellungen über den Wert
von Bildung, über die Rolle
von Frau und Mann, mit
sprachlich kaum vorhande-
ner Ausdrucksmöglichkeit,
dann muss sich niemand (!)
wundern, dass Pädagogen
bei aller Qualität völlig
überfordert sind, am Ende
einer Unterrichtsstunde in-
haltlich das vollbringen zu
können, was der Lehrplan
eigentlich vorsieht.

Was brauchen wir?
Wir brauchen Mut zur Leis-
tung, Mut zu Law & Order

im Unterricht. Fleiß und Dis-
ziplin, Pünktlichkeit sind
keine veralteten Tugenden.
Sie sind genauso notwen-
dig wie Höflichkeit und Re-
spekt Mitschülern und Päd-
agogen gegenüber. Wir
brauchen das Bekenntnis zu
Eliten auf allen Ebenen, ob
handwerkliche, intellektu-
elle, musische, sportliche
oder sonstige Eliten. Wir
brauchen weniger Digitali-
sierung, keine Handys im
Unterricht, weder in der
Grundschule, so wie in Hes-
sen dankenswerterweise
beschlossen, noch in den
weiterführenden Schulen.
Wir brauchen die Bereit-
schaft, renitenten Schülern
gegenüber ebenso die
Grenzen aufzuzeigen wie
den Eltern, die meinen, alle
Problemlösungen für die
eigenen Kinder bei den Pä-
dagogen abladen zu kön-
nen. Wir brauchen Schullei-
tungen, Schulaufsicht und
Kultusbehörden, die hinter
ihren Pädagogen stehen.

Wir brauchen den Mut zur
Erziehung und die entspre-
chende fachliche Ausstat-
tung von Kitas, Grundschu-
len und weiterführenden
Schulen, sonst wird sich der
Abwärtstrend weiter be-
schleunigen, und dann geht
es um die Zukunft Deutsch-
lands, oft genug gesagt.
Rohstoffe haben wir kaum.
Der Rohstoff, den wir hat-
ten, ist gute Bildung. Die-
sen Rohstoff gilt es wieder
zu heben. Kosmetik, sprich
Leistungsabsenkungen, und
Traumnoten lösen unser
Problem nicht.

Hans-Jürgen Irmer war 20
Jahre, zuletzt als Oberstu-
dienrat, im hessischen
Schuldienst u.a. am Weil-
burger Gymnasium Philip-
pinum, sowie der Eichen-
dorffschule und dem Goe-
thegymnasium Wetzlar tä-
tig und danach 15 Jahre bil-
dungspolitischer Sprecher
der CDU-Landtagsfraktion
in Hessen

Das spricht für uns:
Hohe Auflage

günstige Preise

alle Anzeigen im

Redaktionsteil

110000 Exemplare
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IM
WETZLAR-
KURIER
INSERIEREN

www.wetzlar-kurier.de

- Angebot im Oktober -

Montag, Donnerstag und Freitag
zum Mittagessen ab 11.30 Uhr bis 14.00 Uhr

gibt es zu jedem Hauptgericht eine Tagessuppe
und einen Kaffee nach Wahl gratis dazu.

Wir wünschen allen unseren Gästen einen schönen Herbst

Ihr Jesko Rossa + Team

Restaurant Grillstube
Stoppelberger Hohl 128 – Wetzlar - Tel.: 06441-72989

Ruhetage: Dienstag + Mittwoch

Frank Steinraths,
MdL

(red). Die Bürgersprechstunde
des CDU-Landtagsabgeordneten
Frank Steinraths findet am Mon-
tag, 5.10. von 14.30 bis 16.30
Uhr in der Geschäftsstelle des
CDU-Kreisverbandes Lahn-Dill,
Moritz-Hensoldt-Straße 24 in
Wetzlar oder telefonisch unter
06441-4490330 statt.
Jedermann ist herzlich eingela-
den. Voranmeldung ist nicht er-
forderlich.

Bürgersprechstunde des
MdL Frank Steinraths
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…  bald ist es wieder soweit …

der Weihnachtsmarkt am Domplatz ist

vom 26.11. bis 27.12.2026 geöffnet

und Sie können ab 22. Oktober Tische

im Dom Stadl und den Hütten unter

www.weihnachtsflair.de reservieren!

Auf Ihren Besuch freut sich

Familie van Elkan!

Thilo Sarrazins bemerkenswerte und bedrückende Analyse

Illegale Einwanderung hat das Potenzial, Europa zu zerstören
Was müssen wir tun?

(red). Thilo Sarrazin, der
ehemalige Finanzsenator
von Berlin, damals noch
SPD, ehemaliges Vorstands-
mitglied der Deutschen
Bundesbank, wurde 2020
aus der SPD ausgeschlossen,
nachdem er den Bestseller
„Deutschland schafft sich
ab“ 2010 geschrieben hat-
te, eine Analyse der demo-
graphischen Entwicklung in
Deutschland. Seinerzeit
scharf kritisiert von den
Gutmenschen. Aber leider
hatte er recht.

Wohin geht Europa?
In einem bemerkenswerten
Artikel in der Zeitung „Die
Welt“ wies er darauf hin,
dass das Eindringen frem-
der Völker in bereits besie-
delte Regionen sich in der
Geschichte regelmäßig wie-
derholt habe, wobei die
Grenzen zwischen Einwan-
derung und Eroberung
teilweise fließend gewesen
seien. So sei das wohlha-
bende, aber kinderarme
weströmische Reich im 5.
Jahrhundert unter dem An-
sturm der kinderreichen
germanischen Völker und
später der Hunnen zerfal-
len. Kleinasien sei in der
Antike komplett griechisch
besiedelt gewesen und
nach den Eroberungszügen
islamischer arabischer Stäm-
me und später der Türken
habe es dort kein Griechen-
tum mehr gegeben.

Neben der Gier nach
fremden Reichtümern habe
auch die Demographie eine
Rolle bei Wanderungsbe-
wegungen und Erobe-
rungszügen gespielt, die
häufig genug durch den
Druck der eigenen jungen,
kinderreichen Bevölkerung
ausgelöst worden sei.
Schaue man sich Europa
heute an, so sei es im Ver-
gleich zu anderen Konti-
nenten bzw. Nationen

durchaus noch als wohlha-
bend zu bezeichnen, aber
alt und relativ kinderarm sei
es schon. Für die Germanen,
die das weströmische Reich
zerstört hatten, wurden je-
doch die antike Geisteswelt
und das Christentum die
neue Leitkultur. Die Millio-
nen Afrikaner, Araber und
Afghanen, die aktuell heut-
zutage versuchten, nach
Europa zu kommen, seien

in der Regel muslimischen
Glaubens. Viele fühlten sich
unserer Kultur fremd oder
verachteten sie.

Um zu sehen, was Europa
erwarte, müsse man nur auf
jene Muslime schauen, die
sich in den letzten 60 Jah-
ren in Europa angesiedelt
hätten. Neben natürlich er-
folgreichen Integrationsbe-
mühungen seien allerdings
auch in der dritten und vier-
ten Generation leider
schlechte Bildungsleistung,
hoher Sozialleistungsbezug
und hohe Gewaltkriminali-
tät ebenso verbreitet wie
die Neigung zu größeren
Familien, gepaart mit par-
tiell religiösem Fanatismus.
Und je mehr Einwanderer
aus Afrika, dem Nahen und
dem Mittleren Osten nach
Europa drängen würden,
und diese Analyse ist völlig
zutreffend, umso geringer
sei die Notwendigkeit der

Integration.

Berlin, das
Negativbeispiel
Was uns gesellschaftlich
blühe, so Sarrazin, könne
man exemplarisch in Berlin
besichtigen. Etwa die Hälf-
te der Grundschüler habe
eine nichtdeutsche Her-
kunftssprache, jeder zwei-
te beherrsche im dritten
Schuljahr nicht die Grund-
fertigkeiten im Lesen,
Schreiben und Rechnen,
und in ganz Deutschland
würden die Schulleistungen
sinken
.
Was ist zu tun?
Aus seiner Sicht wäre es
wichtig für Deutschland
und ganz Europa, künftige
Zuwanderung aus Afrika
und dem Nahen und Mitt-
leren Osten weitgehend zu
unterbinden. Dazu müsse
man erstens die Genfer
Flüchtlingskonvention mit
dem Ziel kündigen, sie auf
europäische Länder zu be-
schränken. So sei es bis 1967
gewesen. Zweitens müsse
man aus der Europäischen
Menschenrechtskonvention
austreten und sich so der
Rechtsprechung des Europä-
ischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte entziehen, ohne
dass die im Grundgesetz ver-
bürgten Menschenrechte in
Frage gestellt würden.
Drittens müsse Deutschland
dann an den Grenzen Rei-
sende ohne gültige Einreise-
papiere zurückweisen. Wer
dennoch illegal einreise, der
erhalte keine (!) soziale Un-
terstützung und werde in
Abschiebezentren bis zur
Ausreise festgesetzt.
Viertens: Prüfungen auf po-
litisches Asyl würden außer-
halb der deutschen Grenzen
stattfinden.

Schnappatmung bei
Gutmenschen

Sarrazin, lange Jahre in der
SPD, macht sich allerdings
keine Illusionen über die
Umsetzbarkeit, denn die
SPD begreife sich zuneh-
mend eher als Partei der
Muslime denn als deutsche
Arbeiterpartei. Und Mehr-
heiten für seine Vorschläge
sind schwer zu organisieren.
SED/Linkspartei und Grüne
werden hier wohl kaum
mitmachen. Und so wird
sich in letzter Konsequenz
die politische Mitte, zu de-
nen die SED/Linkspartei na-
türlich nicht gehört, weiter
verzwergen.

Thilo Sarrazin

Grüne und SED/Linke für
Ausländerwahlrecht

CDU und AfD dagegen – SPD?
(red). Die Bundestagsfrak-
tion der sozialistischen SED/
Linkspartei hat aktuell ein
Wahlrecht für alle Auslän-
der gefordert, die seit fünf
Jahren in Deutschland le-
ben. Keine neue Forderung.
Die letzte gab es 2023, doch
sie wurde abgelehnt. Die
Grünen zeigten sich offen
für den Vorstoß. Schließlich
wolle man eine moderne
und selbstbestimmte Ein-
wanderungsgesellschaft.
Wohin das führt, kann man
aktuell leider bundesweit
beobachten.

Verfassungswidrig
Man darf bezweifeln, dass
es der SED/Linkspartei tat-
sächlich um mehr Partizipa-
tion, mehr Mitsprache geht.
Vermutlich geht es eher da-
rum, neue Wählerschichten
für sich erschließen zu wol-
len, denn in Berliner Bezir-
ken mit Wählern arabischer
Herkunft haben die Kom-

munisten überdurchschnitt-
lich gut abgeschnitten. Das
Bundeswahlrecht sieht vor,
dass nur Deutsche im Sinne
des Grundgesetzes nach Ar-
tikel 116 Absatz 1 wahlbe-
rechtigt sind. Vorab schon
so deutlich formuliert in Ar-
tikel 20 Absatz 2 des GG,
denn der Grundsatz der
Volkssouveränität spricht
vom deutschen Staatsvolk
als einzigem Legitimations-
subjekt der Staatsgewalt.

Auch die Präambel des
Grundgesetzes verweist auf
das deutsche Volk „als ver-
fassungsgebende Gewalt“.
Das Gleiche wiederholt sich
in Artikel 146. Soweit die
Rechtslage. Ein „Wahlrecht
für alle“ würde daher einen
Verstoß gegen die Identi-
tätsgarantie des Grundge-
setzes begründen.

Der stellvertretende Vor-
sitzende der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, Günter
Krings, hat denn auch zu

Recht darauf hingewiesen,
dass laut Verfassung der
Deutsche Bundestag vom
deutschen Volk gewählt
wird. Dies sei Kernbestand-
teil der Demokratie und
von der Ewigkeitsgarantie
der Verfassung geschützt.
Demokratie heiße im
wahrsten Sinne des Wortes
„Herrschaft des Volkes“
und nicht Wahlrecht aller,
die gerade anwesend sei-
en, so der Vize der Union,
der damit indirekt auf eins
der Merkel-Zitate Bezug
nahm, die sinngemäß von
all denen sprach, die hier
leben.  In eine ähnliche Ker-
be schlug die AfD, die er-
klärte, wer über die politi-
schen Geschicke Deutsch-
lands mit entscheiden wol-
le, der müsse deutscher
Staatsbürger sein. Dies sei
gut und richtig. Diesen bei-
den Stellungnahmen ist in
der Sache nichts hinzuzu-
fügen.
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Aus der Arbeit der CDU Fraktion
im Stadtparlament Wetzlar

Aus der Arbeit der CDU Fraktion
im Stadtparlament Wetzlar

-Anzeige--Anzeige-

Franziska Deutscher ist neue Schriftführerin

Die neugewählte  Mannschaft der CDU-Fraktion Wetzlar

Mitglieder der CDU-Fraktion Wetzlar bei der 40-Jahr-Gala der DÖG

v. lks. Akop Voskanian, Klaus Scharmann, Franziska Deut-
scher und Katja Groß

v.lks. Katja Groß, Alexander Schuster, Uwe Schmal, Rebecca Viehmann, Michael Hun-
dertmark, Frank Steinraths

Anlässlich des 40-jährigen
Jubiläums der DÖG Wetz-
lar e. V. waren auch Mit-
glieder der CDU-Fraktion
bei der Feierlichkeit in der
Stadthalle Wetzlar dabei.
Bei Musik, Comedy, vielen
Überraschungen und einem
klassischen steirischen Buf-
fet wurde gemeinsam auf
vier Jahrzehnte Vereinsge-
schichte angestoßen. Vielen
Dank für diesen besonde-
ren Abend und für das En-
gagement, die deutsch-ös-
terreichische Freundschaft
über so viele Jahre mit Be-
gegnungen, gemeinsamen
Erlebnissen und wahrlich
gelebter Städtepartner-
schaft mit Schladming zu
füllen.

Der Fraktion ist es ein be-
sonderes Anliegen, nah an
den Menschen zu sein und
Anregungen aus der Bevöl-
kerung aufzugreifen. Wer
Fragen, Anliegen oder
Ideen hat, ist herzlich ein-
geladen, sich jederzeit an
die Fraktion zu wenden.
Kontaktieren Sie uns gerne
über fraktion@cdu-
wetzlar.de oder sprechen
Sie uns an. Wir danken al-
len, die sich mit Vorschlä-
gen und Rückmeldungen
einbringen, und freuen uns
auf den weiteren Aus-
tausch. Der Dialog mit der
Bürgerschaft ist für uns eine
wichtige Grundlage für
gute politische Entschei-
dungen vor Ort

Die CDU-Fraktion hat in ih-
rer letzten Fraktionssitzung
Franziska Deutscher zur
neuen Schriftführerin ge-
wählt. Sie übernimmt damit
ab sofort die Protokollfüh-
rung und organisatorische
Begleitung der Fraktionsar-
beit. Ihr Vorgänger im Amt,
Klaus Scharmann, der nun
für die CDU im ehrenamtli-
chen Magistrat der Stadt
Wetzlar sitzt, wurde für sein
langjähriges ehrenamtli-
ches Engagement als
Schriftführer verabschiedet.
Die Fraktion dankt ihm aus-
drücklich für seinen Einsatz
über viele Jahre hinweg.

Das spricht für uns:
Hohe Auflage

günstige Preise

alle Anzeigen im

Redaktionsteil

110000 Exemplare

●●●●●

●●●●●

●●●●●

●●●●●

IM
WETZLAR-KURIER
INSERIEREN

Gleichstellungsbeauftragte abschaffen –
Mindestens 40 Millionen sparen
(red). In Zeiten, in denen der
Euro aufgrund der Einnah-
meseite eigentlich dreimal
umgedreht werden müsste,
bevor er ausgegeben wird,
wäre es an der Zeit, ernst-
lich über die komplette Strei-
chung der rund 550 Gleich-
ste l lungsbeauftragten
deutschlandweit nachzu-
denken, deren Zahl alleine
bei den Bundesbehörden
von 2020 von 369 auf aktu-
ell 388 gestiegen ist. Hinzu
kommen 50 militärische
Gleichstellungsbeauftragte
und 160 bei der Bundes-
agentur für Arbeit. Nicht
mitgerechnet die Gleichstel-
lungsbeauftragten bei den
Körperschaften, Anstalten
und Stiftungen des Bundes,

deren Zahlen nicht vorliegen.
Da diese Beauftragten in

der Regel freigestellt sind,
teilweise Mitarbeiter haben,
teilweise einen Verfügungs-
fonds, kann man davon aus-
gehen, dass 40 bis 50 Millio-
nen Euro mindestens pro
Jahr dadurch zu sparen wä-
ren, wenn man das entspre-
chende Gesetz ändern wür-
de. Man braucht in Deutsch-
land keine Gleichstellungsbe-
auftragten, im Übrigen auch
keine Frauenbeauftragten
mehr. Wir haben überall in
der Regel funktionierende
Personalräte, deren originä-
re Aufgabe es ist, darüber
zu wachen, dass Mitarbeiter,
gleich welchen Geschlechts,
in den Verwaltungen von

den jeweiligen Behördenlei-
tungen nicht benachteiligt
werden. Allein die Einfüh-
rung von Gleichstellungs-
oder Frauenbeauftragten
war eine Ohrfeige für jeden
anständig arbeitenden Per-
sonalrat, egal auf welcher
Ebene. Erstaunlich nur, dass
in der Vergangenheit von
den Personalräten kaum
Proteste zu vernehmen wa-
ren, vermutlich, weil sie ide-
ologisch ähnlich geprägt
waren wie diejenigen, die
die Einführung von Gleich-
stellungsbeauftragten ins
Leben riefen. Der politische
Mut, diese abzuschaffen,
dürfte allerdings bei den
etablierten Parteien eher
gering ausgeprägt sein.
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Skandinavische Länder erhöhen Druck wegen
missbräuchlicher Nutzung des Sozialstaates
(red). Die skandinavischen
Staaten wie Schweden, Dä-
nemark, Finnland, Norwe-
gen waren ob ihrer Groß-
zügigkeit, Liberalität und
Toleranz viele Jahre „Vor-
bild“ für linke Politiker auch
in Deutschland. Dies hat
sich in den letzten wenigen
Jahren und aktuell radikal
geändert, nachdem dort
rechtskonservative politi-
sche Bewegungen entstan-
den sind, die nicht länger
bereit waren, zu verschwei-
gen, dass der jeweilige So-
zialstaat von Arbeitsunwil-
ligen und Migranten aus-
genutzt wird. Mittlerweile
haben die skandinavischen
Länder ähnlich reagiert, in-
dem sie auf Restriktion, Ab-
schottung und Rückfüh-
rung illegaler und kriminel-
ler Ausländer und Asylbe-
werber setzen. Gleichzeitig
werden die Sozialleistun-
gen deutlich reduziert.

Schweden
So sollen ab Januar 2027
Menschen, die nach Schwe-
den ziehen, erst dann An-
spruch auf Sozialleistungen
wie Elterngeld, Kranken-
geld, Wohngeld oder Bür-
gergeld haben, wenn sie
mindestens fünf Jahre in
Schweden gelebt oder eine
Zeitlang ein Mindestgehalt
bezogen haben.

Diese neue Regelung soll
ab Januar des nächsten Jah-
res greifen. Es sei unver-
ständlich, so die dortigen
Schweden-Demokraten,
warum Menschen, die ge-
rade erst nach Schweden
gezogen seien, sofort Zu-
gang zum großzügigen
schwedischen Wohlfahrts-
system erhalten sollten.

Finnland
In Finnland müssen Migran-
ten belegen (!), wie gut sie
integriert sind, um staatli-
che Unterstützung zu erhal-
ten. Das heißt, dies setzt ein
pro-aktives Verhalten eines
Einwanderermigranten vo-
raus, der sich erkennbar um
Integration bemühen muss.

Deutschland
Das Bundesverfassungsge-
richt hat 2019 einen nicht
nachvollziehbaren Be-
schluss gefasst. Es ging
seinerzeit um die Hartz-Re-
formen des Kabinetts
Schröder von 2003 und um
die Frage, wie weit „För-
dern und Fordern“ reichen
darf. So heißt es im Leitsatz
des Urteils wörtlich: „Gesi-
chert werden muss einheit-
lich die physische und sozi-
okulturelle Existenz. Die
den Anspruch fundierende
Menschenwürde steht allen
zu und geht selbst durch
vermeintlich ‘unwürdiges’
Verhalten nicht verloren.“
Mit anderen Worten, wer
sich „unwürdig“ oder „kri-
minell“ oder den „Sozial-
staat missbrauchend“ ver-
hält, hat gleichwohl das
Recht auf eine entsprechen-
de finanzielle Zuwendung.
Das Bundesverfassungsge-
richt hat mit diesem Urteil
einen Beitrag dazu geleis-
tet, dass das bedingungslo-
se Sozialleistungsniveau
den deutschen Haushalt ru-
iniert. 70 Milliarden Bürger-
geld werden derzeit jähr-
lich gezahlt – direkt und in-
direkt. Sanktionen sind
nach diesem Urteil eng be-
grenzt möglich. Totalsankt-
ionen, also die Kürzung auf
null, nicht. Dazwischen gibt

es Graustufen, die der Ge-
setzgeber füllen muss. Mit
der sogenannten Bürger-
geldreform, die ohnehin
frühestens im nächsten Jahr
greift, wird lediglich ein Pla-
ceboeffekt erfüllt. Die Mil-
liarden Einsparungen, die
man sich versprach, wird es
definitiv nicht geben. Im
Gegenteil, die Sozialkosten
sind in diesem Jahr bis jetzt
deutlich über der Inflations-
linie um rund 6 Prozent ge-
stiegen.

Einwanderung in das
Bürgergeld
Entscheidend ist in Deutsch-
land die Einwanderung in
das Bürgergeld. Die Zahl
der Ausländer und derjeni-
gen mit Migrationsanteil
dürfte bei ca. 70 Prozent
plus x liegen, die entspre-
chende Leistungen bezie-
hen. Und spätestens hier
stellt sich die Frage, wieso
muss ein deutscher Steuer-
zahler für Ausländer, die
aus sehr unterschiedlichen
Gründen, häufig aber ge-
nau aus Sozialleistungs-
gründen kommen, zahlen.
Von den annähernd 5 Milli-
onen Bürgergeldbeziehern
gibt es nicht wenige, die
diesen Staat nicht nur aus-
nutzen, sondern gezielt be-
trügen.

Geld, das dort ausgege-
ben wird, fehlt naturgemäß
an anderer Stelle. Bei den
Krankenkassen, bei den
Krankenhäusern, in der
Pflege, um nur wenige Bei-
spiele zu nehmen. Es ist
leider der Beharrlichkeit der
SPD zu „verdanken“, dass
hier keine Kehrtwende, die
man als solche bezeichnen
kann, stattgefunden hat.

(red). Es war eine bemer-
kenswerte Allianz, als vor
wenigen Wochen die sozial-
demokratische Ministerpräsi-
dentin von Dänemark, Met-
te Frederiksen, und die kon-
servative Ministerpräsidentin
von Italien, von linken Medi-
en gerne als rechtsradikal be-
zeichnet, Georgia Meloni, in
einer gemeinsamen Erklä-
rung vor „unkontrollierter
Migration nach Europa“ ge-
warnt haben. Diese beiden
Ministerpräsidentinnen ver-
passten den meist männli-
chen Staatenlenkern eine
Lehrstunde in Sachen politi-
schen Mutes, indem sie in
dieser Erklärung deutlich
machten, dass man keine
unkontrollierte Migration
nach Europa akzeptiere und
dass man miteinander ver-
bunden sei durch den
Wunsch nach einem Schutz
Europas und seiner Werte.

Diese Werte würden ge-
fährdet durch illegale Ein-
wanderung, durch steigen-
de Kriminalitätsraten, Belas-
tung der Sozialhaushalte
und einer zunehmenden
Spaltung der Gesellschaft,
die dazu führe, dass Bürger
das Vertrauen in die Regie-
rung verlieren würden. Es sei
absolut inakzeptabel, wenn
Migranten, die kein Aufent-
haltsrecht hätten, Gewalt-
verbrechen begingen, mit
Drogen handelten oder sich
sexueller Gewalt schuldig
machten. Diesem Klartext ist
nichts hinzuzufügen, außer
einem Wort des Dankes, dass
endlich einmal die christli-
chen Werte des Abendlan-
des hochgehalten werden,

Italien und Dänemark

• Warnung vor unkontrollierter Migration nach Europa
• Zu viel Rücksicht auf Demokratieverächter
• Zu wenig Mut, um deutliche Grenzen zu ziehen

wie im Übrigen auch von den
Österreichern, den Polen,
den Ungarn, den Kroaten
oder auch Schweden, um nur
einige zu nennen, diese Auf-
listung erhebt keinen An-
spruch auf Vollständigkeit,
zunehmend auch in Großbri-
tannien unter Führung einer
Labour-Regierung.

Grenzen ziehen
Mehr denn je müssen wir in
Deutschland und in ganz Eu-
ropa klare Grenzen denen
gegenüber ziehen, die als
Migranten von Demokratie
nichts halten, von Rechts-
staatlichkeit, von Gewalten-
teilung, von Akzeptanz der
Religionsfreiheit und vielem
anderen mehr. Es müsste, wie
es im Englischen heißt,
„Common Sense“ sein, also
gemeinsame Zielrichtung,
diesen Menschen ein Stopp-
schild entgegenzuhalten.
Wer in Deutschland für die
Einführung eines islamischen
Kalifats protestiert und de-
monstriert, dem sollte man
ein One-Way-Ticket in eines
seiner islamischen Traumlän-
der verpassen. Wer meint,
für die Auslöschung Israels
öffentlich eintreten zu müs-
sen, der kann gerne nach
Palästina zurück. Wer islamis-
tische Straftaten bejubelt,
hat jeden Anspruch auf Auf-
enthalt verloren, und wer
den verfassungswidrigen
Koran für bedeutsamer hält
als das deutsche Grundge-
setz, sollte sich eines der rund
55 islamischen Länder dieser
Welt aussuchen, in denen er
im Sinne Allahs und des Ko-
rans leben kann. Niemand

hindert ihn. Aber bitte nicht
versuchen, diese Auffassun-
gen in Deutschland implan-
tieren zu wollen.
Wer nicht bereit ist, die deut-
sche Sprache zu lernen, wer
nicht bereit ist, zu arbeiten,
sondern lieber Bürgergeld
bezieht, wer nicht bereit ist,
unsere Gesetze, Sitten und
Gebräuche vorbehaltlos an-
zuerkennen, wozu auch
Gleichberechtigung und Ak-
zeptanz von Homosexualität
gehören, der hat in Deutsch-
land nichts verloren. Und so-
lange etablierte Parteien die-
se Themen nicht offensiv for-
mulieren, vom Linkskartell
aus SPD, Grünen und SED/
Linkspartei kann man das ei-
gentlich gar nicht erwarten,
muss man sich nicht wun-
dern, wenn die AfD zuneh-
mend Zulauf erhält.

Die Menschen sehen auf
den Straßen, was los ist. Sie
erleben Gewalt, Bedrohung
und Terror in Zügen, auf
Bahnhöfen, auf öffentli-
chen Plätzen. Sie erleben,
wie das Stadtbild sich ne-
gativ verändert. Und viele
haben das Gefühl, nicht
mehr länger Herr im eige-
nen Haus zu sein. Bei allen
Bemühungen des heutigen
Bundesinnenministers Dob-
rindt, die richtig sind, die
Asylbewerberzahlen zu re-
duzieren, es ändert nichts an
der Tatsache, dass durch ver-
schiedene Zuzugsmechanis-
men nach wie vor jedes Jahr
ca. 200.000 nach Deutsch-
land kommen. Auch diese
unterschiedlichen Nachzugs-
möglichkeiten müssen radi-
kal beendet werden.
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auch für Transporter

(red). Boris Reitschuster
(reitschuster.de) hat vor ge-
raumer Zeit völlig zu Recht
darauf hingewiesen, dass
der Korridor des Sagbaren
immer mehr eingeschränkt
wird. Das Bundesjustizmi-
nisterium plane, das passi-
ve Wahlrecht für Menschen
zu streichen, die wegen
Volksverhetzung zu einer
Freiheitsstrafe von
mindestens sechs Monaten
verurteilt wurden. Danach
dürfen sie sich fünf Jahre
nicht mehr zur Wahl stel-
len. Wer wegen Mord oder

DDR 1989:

Freiheitsstrafe wegen „staatsfeindlicher Hetze“ (Paragraf 106 StGB)

Vergewaltigung oder
schwerer Kapitaldelikte ver-
urteilt ist, der darf schon
heute nicht mehr wählen.
Das ist auch richtig so.
Die spannende Frage
allerdings ist, was ist mit
dem Straftatbestand der
Volksverhetzung Paragraf
130 StGB gemeint, der
einstmals geschaffen wur-
de zur berechtigten Ab-
wehr von NS-Rhetorik,
mittlerweile aber so weit
ausgelegt wird, Beispiele
gibt es in der jüngeren Ver-
gangenheit genügend, dass

berechtigte oder unberech-
tigte Kritik an Regierungen
droht, unter diesen Tatbe-
stand der sogenannten
Volksverhetzung zu fallen.

Achtung:
Leugner und Hetzer

Um es etwas lebensnäher,
pragmatischer zu gestalten.
Wir erinnern uns alle noch
an die kritischen Stimmen
während der Corona-Maß-
nahmen. Corona-Leugner
waren noch die mildesten
Umschreibungen für dieje-
nigen, die Zweifel an den

Hans-Jürgen Irmer,
Herausgeber Wetzlar Kurier

Deutschland 2026:

Entzug des passiven Wahlrechtes für „Volksverhetzung“
Maßnahmen hatten. Es gab
Ärzte, die eingesperrt wur-
den, es gab Menschen, die
den Job verloren haben,
nur weil sie anderer Auf-
fassung waren. Menschen,
die nicht an den menschen-
gemachten Klimawandel
glauben, und das zu Recht
(!), weil es Klimaverände-
rungen zu allen Zeiten der
Geschichte gegeben hat,
ohne jegliches menschliche
Zutun, werden als Klima-
leugner diffamiert. Men-
schen, die vor der Islamisie-
rung Deutschlands warnen,
werden wegen vermeintlich
„antimuslimischer Hetze“
kritisiert. Menschen, die die
überbordende Ausländer-
kriminalität anhand von
Fakten kritisch beleuchten,
werden als xenophob, also
ausländerfeindlich, diskre-
ditiert, als Hetzer, nur weil
es nicht medial in den so-
genannten Mainstream
passt, politisch nicht korrekt
ist.

Der Korridor des Sagba-
ren wird durch solche
schwammigen Begriffe wie
Hetze, wohlgemerkt es sind
keine Straftaten gegen das
Leben, keine Straftaten ge-
gen Sachen, immer mehr
eingeschränkt. Nur wer auf
der guten Seite, der mora-
lisch erhöhten Seite ist,
muss sich keine Gedanken
machen.

Nationalsozialisten und
Volkssozialisten ähneln
sich
Ältere wissen noch, dass das
Wort Hetze aus dem Pro-
pagandavokabular der Na-
tionalsozialisten stammt.
Mit der Begründung der
Volksverhetzung wurden
Sozialdemokraten, Juden,
Zigeuner, wie es damals
hieß, Künstler und viele an-
dere mehr eingeschüchtert,
inhaftiert und am Beispiel
der Juden 6 Millionen von
ihnen ermordet. In der DDR
hieß es in Paragraf 106
Strafgesetzbuch zum The-
ma „staatsfeindliche Het-
ze“ wie folgt:
„(1) Wer mit dem Ziel, die
sozialistische Staats- oder
Gesellschaftsordnung der
Deutschen Demokratischen
Republik zu schädigen oder
gegen sie aufzuwiegeln,
1. Schriften, Gegenstände
oder Symbole, die die staat-

lichen, politischen, ökono-
mischen oder anderen ge-
sellschaftlichen Verhältnisse
der Deutschen Demokrati-
schen Republik diskriminie-

ren, einführt, herstellt, ver-
breitet oder anbringt;
2. Verbrechen gegen den
Staat androht oder dazu
auffordert, Widerstand ge-
gen die sozialistische Staats-
oder Gesellschaftsordnung
der Deutschen Demokrati-
schen Republik zu leisten;
3. Repräsentanten oder an-
dere Bürger der Deutschen
Demokratischen Republik
oder die Tätigkeit staatli-
cher oder gesellschaftlicher
Organe und Einrichtungen
diskriminiert;
4. Den Faschismus oder Mi-
litarismus verherrlicht, wird
mit Freiheitsstrafe von ei-
nem Jahr bis zu fünf Jahren
bestraft.
(2) Wer zur Durchführung
des Verbrechens Publikati-
onsorgane oder Einrichtun-
gen benutzt, die einen
Kampf gegen die Deutsche
Demokratische Republik
führen oder das Verbrechen
im Auftrag derartiger Ein-
richtungen oder planmäßig
durchführt, wird mit Frei-
heitsstrafe von zwei bis
zehn Jahren bestraft.“

Unter diesem Vorwurf der
staatsfeindlichen Hetze
wurden in der ehemaligen
DDR viele Oppositionelle
verhaftet…

Alles zu weit hergeholt?
„Na, so schlimm wird es
schon nicht werden in
Deutschland.“ Das wollen
wir doch hoffen. Aber man
kann wirklich nur sagen,
wehret den Anfängen. Und
die ersten Anfänge hat es
doch schon gegeben. Völ-
lig losgelöst davon wie man
zur AfD steht. In Nieder-
sachsen ist das Kommunal-
wahlgesetz geändert wor-
den, so dass Wahlausschüs-
se, die über die Zulassung
von Bürgermeistern, Ober-
bürgermeisterkandidaten
oder Landratskandidaten
zu entscheiden haben, er-
mächtigt wurden, Kandida-
ten auszuschließen, weil es
entsprechende Empfehlun-
gen durch den Verfassungs-
schutz gab, politisch wei-
sungsgebunden durch das
SPD-geführte Innenministe-
rium.

Wohlgemerkt, keine Kan-
didaten, die wegen irgend-
welcher Straftaten ange-
klagt oder verurteilt wur-
den, sondern Kandidaten,
über die man in Form von
Dossiers Zitate gesammelt
hatte, die sich kritisch mit
der aktuellen Situation in
Deutschland befassen. Die
Kandidaten, die jetzt aus-
geschlossen wurden, wer-
den vermutlich klagen.
Aber in der Zwischenzeit ist
dann erst einmal gewählt,
weil Klagen keine aufschie-
bende Wirkung haben. Ge-
nau hier beginnt zu grei-
fen, was man unter dem
Oberbegriff „Hetze“ verste-
hen könnte. Deshalb sollte
die Bundesjustizministerin
der SPD entsprechende Pla-
nungen stoppen.

Demokratie ist nicht
selbstverständlich

Karin Pflug.

(K.P.) Zum internationalen
Tag der Demokratie ruft die
Senioren-Union im Lahn Dill
Kreis dazu auf ,Freiheit und
Demokratie gemeinsam zu
stärken.

Gerade die ältere Gene-
ration weiß aus eigener Er-
fahrung, dass Freiheit, freie
Wahlen und demokratische
Grundrechte keine Selbst-
verständlichkeit sind.
Deutschland hat zwei Dik-
taturen erlebt .

Deshalb müssen wir unse-
re Demokratie heute mit
Überzeugung verteidigen
und zugleich jeden Tag neu
mit Leben erfüllen.

Demokratie lebt von der
Mitte unserer Gesellschaft,
von den Menschen, die Ver-
antwortung übernehmen,
sich engagieren und unser
Gemeinwesen tragen. Wir
müssen insbesondere das
Ehrenamt stärken, denn
dort wird Demokratie tag-

täglich konkret gelebt. Wir
müssen den Zusammenhalt
fördern, Demokratie ent-
steht vor Ort, miteinander

reden, Verantwortung
übernehmen und
füreinander einstehen.

Dafür steht die Senioren-
union Lahn-Dill mit ihrer
Vorsitzenden Karin Pflug.



Seite 7Nr. 10 · 45. Jahrgang  Wetzlar      Kurier
Kirchengemeinde Herborn-Mittenaar-Siegbach

„Solider Marxist und überzeugter Linker“ auf der Kanzel
(red). Vor einigen Wochen
hat der neue Vikar der Kir-
chengemeinde Herborn-
Mittenaar-Siegbach in der
Lokalpresse in einem „Wort
zum Sonntag“ einen Arti-
kel zum Thema „Klimawan-
del“ verfasst, der in Kurz-
form zusammengefasst un-
ter der Überschrift „Klima-
hysterie“ subsumiert wer-
den kann. Fernab wissen-
schaftlicher und historischer
Wahrheiten.

Diese Einseitigkeit der
Darstellung ließ Alexander
Beck, Jahrzehnte Mitglied
der evangelischen Kirche,
nicht ruhen, und er begann,
die Person des Vikars Mark
P. S. zu googeln. Dabei stieß
er auf ein Bewerbungs-
schreiben des Kreisverban-
des Siegen-Wittgenstein
der SED/Linkspartei, in dem
S. erklärte, er habe sich in-
tensiv mit dem globalen
Kapitalismus auseinander-
gesetzt, und diese Außen-
sicht auf die bestehenden
politischen Verhältnisse hät-
ten ihn „zu einem soliden
Marxisten und überzeugten
Linken“ werden lassen.

Dies nahm Beck zum An-
lass, die Kirchengemeinde
anzuschreiben, wie es sein
könne, dass ein bekennen-
der Marxist und Klimaakti-
vist auf der Kanzel predi-
gen könne, denn Marxis-
mus und Christentum schlie-
ßen sich allein aus marxisti-
scher Definition heraus aus.

Daraufhin erhielt er vom
Pfarrer der evangelischen
Gesamtkirchengemeinde
ein kurzes Anschreiben der
Lehrpfarrerin. Dieser Stel-
lungnahme von Frau Vol-
lendorf würde er sich, Mar-
tin Slenczka, „nahtlos“ an-
schließen.

Evangelische Kirche ist
in vielen Teilen eine
grün-rote Sekte gewor-
den
Vollendorf wies darauf hin,
dass der Vikar sich ja nicht
als „Leninist, geschweige
denn als Stalinist“ bezeich-
net hätte. Mit anderen
Worten, er ist ja eigentlich
nur ein Marxist, der sich für
die Linke engagiert, und
nach Auffassung von Frau
Vollendorf gehört die Lin-
ke „zu den demokratischen
Parteien“. Man ist geneigt,
der Dekanin an dieser Stel-
le zuzurufen, dass die Links-
partei rechtsidentisch (!) ist
mit der früheren Sozialisti-
schen Einheitspartei (SED)
der DDR, die für Mauer, Sta-
cheldraht, Folter, Schießbe-
fehl, Diktatur und Unter-
drückung von Menschen
verantwortlich war. Die
Linkspartei hat an Eides
statt versichert, dass sie
rechtsidentisch ist.

Es passt in das Weltbild
von Frau Vollendorf, dass
sie bedauert, dass man auf
dem Wahlzettel auch die
Möglichkeit habe, die AfD

anzukreuzen, und sie wies
darauf hin, soweit zum The-
ma Demokratie, dass Mit-
glieder des Kirchenvorstan-
des nach neuer Kirchenge-
meindewahlordnung nicht
gewählt werden können,
die sich beispielsweise anti-
semitisch oder kirchen-
feindlich verhalten. Wenn
man diesen Maßstab an-
nimmt, dürfte der Vikar kei-
ne Chance auf Anstellung
erhalten, denn die Linkspar-
tei ist in großen Teilen
nachgewiesenermaßen an-
tisemitisch und kirchen-
feindlich.

Im Übrigen sei ihr gar
nicht bekannt gewesen,
dass der Vikar parteipoli-
tisch engagiert gewesen sei.
Das kann man glauben,
man kann aber auch ein
Fragezeichen ansetzen.
Denn abgesehen davon,
dass man heute vieles über
Kandidaten googeln kann,
muss man im Normalfall
davon ausgehen, dass ein
Bewerber um einen Posten
einen Lebenslauf vorlegt.
Da wiederum gibt es zwei
Möglichkeiten. Variante 1
ist, der Vikar hat auf das
Engagement bei der SED/
Linkspartei nicht hingewie-
sen. Variante 2: Er hat dar-
auf hingewiesen, und es
war der Kirchenleitung
egal, was bei der politischen
Grundeinstellung möglic-
herweise durchaus der Fall
sein könnte.

Was Beck besonders är-
gert, ist die Tatsache, dass
im Namen des Marxismus,
des Stalinismus, des Leninis-
mus Millionen Menschen
umgebracht wurden, Chris-
ten wurden inhaftiert und
gefoltert. Er erinnere sich
noch an seinen ehemaligen
alten Pfarrer, der davon er-
zählt hat, wie er als beken-
nender Christ in der Nach-
kriegszeit durch die Anhän-
ger genau dieser Ideologie
in der sowjetischen Besat-
zungszone, der sogenann-
ten DDR, verfolgt und in-
haftiert (!) wurde, bis ihm
die Flucht in den Westen
gelang. Dass heute Vertre-
ter dieser Ideologie auf der
gleichen Kanzel stehen
würden, sei nur schwer zu
ertragen.

Wegen dieser Einseitig-
keit der Kirche, verbunden
mit der Aussage beim Kir-
chentag „Gott ist queer“,
sei er ausgetreten. Er blei-
be überzeugter Christ, aber
das Bodenpersonal des
Herrgotts könne man nicht
nur nicht verstehen, son-
dern auch nicht mehr finan-
ziell unterstützen.

Wie macht man mit?
Sie kennen in Ihrem Verein eine Person oder eine
Gruppe, die sich in außergewöhnlicher Weise ein-
bringt? Oder es wurde ein besonderes Projekt initi-
iert und erfolgreich umgesetzt? Dann freuen wir uns
über Ihren Vorschlag. Bitte senden Sie uns Ihren Vor-
schlag bis spätestens 01.11.2026 zu. Am einfachsten
geht dies über den Bewerbungsbogen auf unserer
Homepage www.cdu-lahn-dill.de/ueber-uns/ehren-
amtspreis/.
Mit einem Klick auf den entsprechenden Button kön-
nen Sie Ihren Vorschlag direkt online einreichen. Dort
stehen Ihnen außerdem die Richtlinien zur Vergabe
des Ehrenamtspreises sowie der Bewerbungsbogen
zum Download zur Verfügung. Alternativ gelangen
Sie auch über den QR-Code direkt zur Einreichung.
Die Online-Einreichung wird bevorzugt, um eine ein-
heitliche und zügige Bearbei-
tung zu ermöglichen. Sollte
dies im Einzelfall nicht mög-
lich sein, kann der Vorschlag
auch postalisch eingereicht
werden. Andere Einreichungs-
wege sind leider nicht vorge-
sehen. Vorschläge, die in den
vergangenen Jahren noch
nicht berücksichtigt wurden,
können selbstverständlich erneut eingereicht werden.
Wer wählt aus?
Über die Vergabe des Ehrenamtspreises entscheidet
eine unabhängige und überparteilich besetzte Jury. Ihr
gehören Vertreterinnen und Vertreter des Bezirksju-
gendrings, des Sportkreises, des Dill- und Solmser Sän-
gerbundes, eines Feuerwehr-verbandes, einer Hilfsor-
ganisation sowie zwei Vertreter der CDU Lahn-Dill an.
Wann findet die Preisverleihung statt?
Die feierliche Verleihung des 26. Ehrenamtspreises
findet am 19. März 2027 um 17.30 Uhr im Haus der
Hessischen Sportjugend, Friedensstraße 99 in Wetz-
lar, statt. Die ausgezeichneten Personen und Grup-
pen erhalten dabei die Möglichkeit, ihr Engagement
und ihre Arbeit in einem kurzen Beitrag vorzustellen.
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Vergabe des 26.
Ehrenamtspreises der

CDU Lahn-Dill
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- Besser mit Architekten -
Beratung rund ums Bauen

mit viel Erfahrung.

Irmtraud Swoboda
Dipl.-Ing. Architektin

ARCHITEKTUR  TRAGWERK  INNENRAUM

SWOBODA    BEHR-SWOBODA
ARCHITEKTEN  +  INGENIEURE
Felsenkellerweg 15 Fon 06442 – 95 01 0
35619 Braunfels Fax 06442 – 95 01 10
www.swoboda-behr.de info@swoboda-behr.de

● Hotel „Herzoglicher Hof“

Die Vorfreude ist riesengroß

Hotel „Herzoglicher Hof“ und das
„Café-Bistro am Dom“ öffnen in den
Domhöfen Ende des Monats die Türen

(red). Die Vorfreude bei Niko
Mylonakis und seiner Tochter
Sophia ist greifbar, spürbar.
Sie fiebern nach langer Pla-
nungs- und Bauphase der Er-
öffnung ihrer beider Einrich-
tungen entgegen. Niko My-

lonakis wird das Café-Bist-
ro am Dom betreiben, das
innen auf 150 Quadratme-
tern Fläche rund 60 Sitzplät-
ze umfasst, die Außenflä-
che bietet noch einmal 80
Sitzplätze mit herrlichem

Blick auf den Dom.
Geöffnet ist das Bistro ab 9
Uhr durchgängig bis 22.30
Uhr, die Küchenzeiten bis
21.30 Uhr, das Ganze sie-
ben Tage die Woche.

Eine Bereicherung im Altstadtbereich
Jeder, der Niko Mylonakis
kennt, der das Steakhaus
Bolero am Kornmarkt in
Wetzlar über viele Jahre
sehr erfolgreich betrieben
hat, weiß um seine Quali-
täten. Und so darf man ge-
spannt sein auf eine exzel-
lente Küche. Neu im Ange-
bot eine extra Pizzakarte

mit einem eigens verpflich-
teten Pizzabäcker. Natürlich
gibt es daneben Klassiker
wie Flammkuchen, Salate
unterschiedlichster Art,
Schnitzel, Burger und vie-
les andere mehr, wechseln-
de Mittagsangebote, Kaf-
fee und selbstgebackener
(!) Kuchen oder Waffeln am

Nachmittag.
Neben den Speiseangebo-

ten gibt es für die Freunde
eines guten Weines quali-
tativ hochwertige Rot- und
Weißweine, offen und in
Flaschen, sowie frisch ge-
zapftes Königs-Pilsener von
der Bitburger Gruppe. Ein
guter Cognac, ein guter

Whisky oder Brände wer-
den auch nicht fehlen. Ge-
plant sind darüber hinaus
unterschiedliche öffentliche
Events, sowie die Möglich-
keit, das „Café und Bistro
am Dom“, das früher „die“
Anlaufstelle am Domplatz
war, für geschlossene Ge-
sellschaften zu mieten.

Angebunden an das „Café-
Bistro am Dom“ ist das Ho-
tel „Herzoglicher Hof“, das
von Tochter Sophia gelei-
tet wird. Angebunden des-
halb, weil die Hotelgäste
ihr gebuchtes Frühstück im
Café-Bistro zu sich zu neh-
men können. Die ge-
schmackvoll eingerichteten

16 Zimmer, darunter zwei
Einzelzimmer, sechs Famili-
enzimmer und acht Doppel-
zimmer (36 Betten) inklusi-
ve zweier barriere-
freier Zimmer sind
vom Preis-Leistungs-
Verhältnis absolut
stimmig. Technisch
perfekte Ausstat-
tung, gemütliche Ein-
richtung mit Smart-
TV, Kühlschrank, Mi-
nibar, Klimaanlage
und teilweise Dom-
blick. Ein Aufzug erleichtert
das Erreichen der Räumlich-
keiten.

Zum gesamten Ensemble

der Domhöfe gehören ein
Fahrrad-Parkhaus, Pkw-Ab-
stellplätze im neuen Park-
haus, und die Lage inmit-

ten Wetzlars Altstadt ist
ohnehin nicht zu toppen.
Wenn man mit Sophia und
Niko Mylonakis spricht,

merkt man, wie sie den
„Herzoglichen Hof“ leben,
denn dieses Hotel gab es in
der Tat vor vielen Jahrzehn-

ten an ähnlicher
Stelle. Deshalb, so
Sophia, sei ihre
Philosophie, ein
Name, den Wetz-
lar kennt und ein
Ort, den Wetzlar
neu lieben wird,
bekannt, vertraut,
neu gedacht, zeit-
gemäß eben. Eine

insgesamt durchdachte Ein-
heit von Café-Bistro am
Dom und dem Hotel „Her-
zoglicher Hof“.

Der Unternehmerverband
Mittelhessen (UVM) be-
grüßt das von der hessi-
schen Landesregierung vor-
gestellte Bildungschancen-
paket. Insbesondere die
stärkere Förderung von Le-
sen, Schreiben und Rech-
nen, die Einführung des
Pflichtfachs „KI und Digita-
le Welt“ sowie die zusätzli-
che Unterstützung von
Schulen mit besonderen
Herausforderungen bewer-
tet der Verband positiv. Mit
den vorgesehenen Investi-
tionen und zusätzlichen
Lehrkräftestellen setzt das
Land aus Sicht der Wirt-
schaft wichtige Impulse für
bessere Bildung und eine
langfristige Fachkräftesi-

cherung.
„Für die Unternehmen in

Mittelhessen entscheidet
sich die Fachkräftesiche-
rung nicht erst bei der Aus-
bildungsplatzsuche, son-
dern bereits in den Klassen-
zimmern. Wer die Grund-
kompetenzen stärkt, ver-
bessert zugleich die Chan-
cen junger Menschen auf
einen erfolgreichen Berufs-
weg und hilft den Betrie-
ben, qualifizierten Nach-
wuchs zu gewinnen“, er-
klärt der Vorsitzende Klaus-
Achim Wendel. Die zusätz-
lichen Maßnahmen in
Deutsch, Lesen und Mathe-
matik griffen Herausforde-
rungen auf, die viele hei-
mische Unternehmen seit

Jahren beobachten.
Positiv bewertet der Ver-
band die stärkere Veranke-
rung digitaler Kompeten-
zen im Unterricht. Mit dem

neuen Fach „KI und Digita-
le Welt“ sowie dem Ausbau
digitaler Lernangebote
nimmt Hessen bundesweit
eine Vorreiterrolle ein. Ge-
rade für eine innovations-
starke Region wie Mittel-
hessen seien digitale Fähig-
keiten und der kompeten-
te Umgang mit Künstlicher
Intelligenz zunehmend
wichtige Zukunftskompe-
tenzen. „Die Arbeitswelt
verändert sich rasant. Des-
halb ist es richtig, Schüler-
innen und Schüler frühzei-
tig auf digitale Technologi-
en vorzubereiten. Das
stärkt zudem die Wettbe-
werbsfähigkeit unseres
Standorts“, betont Wendel.

Befürwortet wird außer-
dem die stärkere Betonung
von Leistung, Talenten so-
wie der Wirtschafts- und Fi-
nanzbildung. Diese leiste-
ten einen wichtigen Beitrag
zur Berufsorientierung und
vermittelten Kompetenzen,
die im späteren Leben zu-
nehmend gefragt seien –
beruflich und privat.

Der Unternehmerverband
Mittelhessen sieht das Bil-
dungschancenpaket insge-
samt als wichtigen Schritt
in die richtige Richtung.
„Die angekündigten Maß-
nahmen greifen zentrale
Herausforderungen unseres
Bildungssystems auf. Jetzt
kommt es darauf an, dass
die Maßnahmen schnell
umgesetzt werden, die zu-
sätzlichen Ressourcen tat-
sächlich in den Schulen an-
kommen und die Wirkung
sichtbar wird. Bildung
bleibt die wichtigste Inves-
tition in die Zukunft unse-
res Landes und unserer Un-
ternehmen“, so Wendel ab-
schließend.

Klaus-Achim Wendel

Unternehmerverband Mittelhessen begrüßt
Bildungschancenpaket des Landes

Wendel: „Grundkompetenzen, digitale Bildung und Leistungs-
förderung stärken die Zukunftschancen unserer Region“

Stadthalle Aßlar
Inh. Familie Sorrentino

Mühlgrabenstraße 1 · 35614 Aßlar · Telefon 0 64 41 / 84 82
Öffnungszeiten:

11.30 - 14.30 Uhr und von 17.30 - 24.00 Uhr
Warme Küche: 11.30 - 14.30 Uhr und von 17.30 - 23.30 Uhr

Nachmittags nach Terminvereinbarung geöffnet

Folgende Räumlichkeiten stehen Ihnen für Ihre Veranstaltungen,
Familienfeiern und Seminare zur Verfügung:

• Saal, 600 Personen • Bornberg-Saal 100 Personen • Clubraum, 70 Personen
• Clubraum, 30 Personen • Restaurant, 60 Personen • Bierstube, 30 Personen

• 3 Kegelbahnen • Biergarten mit 40 Sitzplätzen

Parkplätze für Busse und Pkw´s zahlreich vorhanden

IM
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Wie Sigma Holding  Unternehmen
in schwierigen Zeiten konkret hilft

Neues OBI-Konzept
für Handwerk und Gewerbe

(red). Dies könnte durchaus
die Schließung einer Markt-
lücke sein, die jetzt unter
dem Namen „OBI PRO“
startet. Im Kern geht es da-
rum, dass im Rahmen des
Konzeptes der OBI-Markt in
Wetzlar sein Sortiment spe-
ziell für Gewerbekunden
erweitert hat und neben
Profimarken auch Paletten-
ware und Großgebinde be-
reithält, die per Telefon
oder WhatsApp jederzeit
bestellbar und sogar liefer-
bar sind. Ein Vorteil, wenn
man auf der Baustelle ist
und feststellt, dass plötzlich
Material fehlt. Es reicht ein
kurzer Kontakt und das,
was fehlt, wird angeliefert.
Alternativ können die Wa-
ren in einem eigenen Park-
und Ladebereich unmittel-
bar an den Baustoffhallen
abgeholt werden.

Wetzlars Marktleiter Fe-
lix Hofmann (li.) und Mit-
arbeiter Gillian Lütje (re.)
sowie Stefan Wüst erläuter-
ten diese Philosophie, die

verstärkt auch in anderen
OBI-Märkten in Deutsch-
land angeboten werden
soll. Dieses Angebot gilt im
Elektro-, Garten-, Malerbe-

reich, Beton-, Estrich-, Flie-
sen- und Trockenbau, um
nur einige Beispiele zu nen-
nen. Attraktiv darüber hin-
aus das Cashback-System,

das je nach Umsatz am Jah-
resende eine Rückvergü-
tung vorsieht. Wichtig aber
die schnelle Lieferbarkeit,
denn Zeit ist Geld.

In Lahnau

Bäckerei Eckhardt eröffnet siebte Filiale

Auf dem Foto von links nach rechts: Markus Eckhardt, seine Verlobte Larissa Uhl und
Bürgermeister Christian Walendsius.

(red). Die Bäckerei Markus
Eckhardt mit Hauptsitz in
Dalheim erfreut sich seit
Jahren einer großen Be-
liebtheit. Eine Traditionsbä-
ckerei, wo der Chef noch
Chef ist und man weiß, dass
man Qualität erhält. Das
Betriebskonzept gibt Mar-
kus Eckhardt recht. Die Kun-
den sind außerordentlich
zufrieden, und so muss es
nicht wundern, dass die Bä-
ckerei Eckhardt jetzt in Atz-
bach in der Gießener Stra-
ße im Beisein von Bürger-
meister Christian Walendsi-

us ihre siebte Filiale inklusi-
ve Café eröffnet hat. Drei
Teilzeitangestellte und eine
Aushilfe sorgen für einen
reibungslosen Ablauf und
für feste Öffnungszeiten
von 6.30 Uhr bis 18 Uhr
werktags, sonntags ist von
8 bis 10.30 Uhr geöffnet.
Das breitgefächerte Ange-
bot umfasst ein klassisches
Brötchensortiment, das hes-
senweit bekannte Sauerteig-
brot, Dinkelvollkornbrot, Ba-
guette-Varianten, belegte
Brötchen, einen gemütlichen
Café-Bereich sowie Coffee-

to-Go. Neben Bargeldzah-
lung ist auch Kartenzahlung
jetzt möglich.

Selbstgebackener
Kuchen
Großen Wert legt die Bäcke-
rei Eckhardt darauf, dass es
nur selbstgebackenen Ku-
chen gibt, ob die Klassiker
jahreszeitlich mit Obst oder
Stachelbeerbaiser, Schwarz-
waldschnitte oder, was am
Wochenende sehr gut an-
kommt, der Sizilianische Zi-
tronenkuchen, für jeden Ge-
schmack ist etwas dabei.

„Dank“ der Energiewende

Strompreis in Deutschland 35,6 Cent
Durchschnitt in den G20-Ländern 16,3 Cent
(red). Deutschlands welt-
weit isolierter Weg zum
Klimaschutz, gegen den
prinzipiell niemand etwas
einzuwenden haben dürf-
te, hat, da ohne Maß, Mit-
te und teilweise Verstand
durchgeführt, dazu ge-
führt, dass ein deutscher
Haushalt mehr als doppelt
so viel wie der Durchschnitt
der G20-Staaten zahlen
muss. Das hat das Ver-
gleichsportal Verivox er-

mittelt. In Deutschland liegt
der Strompreis bei rund
35,6 Cent, in Großbritanni-
en bei 33,4, in Frankreich
bei 23,3, in den USA bei
18,3, in Kanada bei 10,6 und
in China, unserem Haupt-
konkurrenten im Bereich
der Wirtschaftspolitik, bei
sage und schreibe 6,7 Cent.
China setzt dabei nicht nur
auf wachsende Kohlekraft,
sondern neben Solar- und
Windenergie vor allem auf

Atomkraft. Dass die deut-
sche Wirtschaft auf Dauer
diesen ruinösen Wettbe-
werb nicht bestehen kann,
neben einer Fülle von zu-
sätzlichen Belastungen
wie Nebenkosten, Arbeits-
kosten, Sozialabgaben,
wahnsinnigem Bürokratie-
aufwand, muss ernstlich
niemanden verwundern.
Es wäre also höchste Zeit,
die Energiewende vom
Kopf auf die Füße zu stel-

len und einmal zu überle-
gen, warum alle Länder um
Deutschland herum eine
völlig andere Energiepolitik
machen. Eine Energiepoli-
tik, die uns in den nächsten
Jahren laut Expertenschät-

zung bis zu einer Billion
Euro kosten wird. Es wäre
sinnvoller, sich gegenüber
Veränderungen beim Klima,
die es in der Menschheits-
geschichte immer gegeben
hat, so zu wappnen, dass

man den Herausforderun-
gen standhalten kann,
statt irrwitzig zu glauben,
dass man mit einem welt-
weiten CO2-Ausstoß-Anteil
von etwa 1,2/1,3 Prozent
das Weltklima retten kann.

1. Der Aufhänger: Die größte Insolvenzwelle seit der Finanzkrise
Deutschland erlebt derzeit die stärkste Häufung von Unternehmensinsolvenzen seit
über zehn Jahren. Die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache:
- 2025 meldeten deutsche Amtsgerichte 24.064 Unternehmensinsolvenzen
- ein Plus von 10,3 Prozent zum Vorjahr und der höchste Stand seit 2014.
- Im ersten Halbjahr 2026 stieg die Zahl laut Creditreform um weitere 7,8 Prozent
  auf 12.900 Fälle – der höchste Halbjahreswert seit 2013.
- Prognosen für das Gesamtjahr 2026 reichen von 24.500 (Allianz Trade) bis 30.000
Fällen (Atradius) – eine Trendwende erwarten Ökonomen frühestens 2027.
Hinter jeder dieser Zahlen steht ein Betrieb, oft mit jahrzehntelanger Geschichte,
mit Mitarbeitern, mit einem Produkt, das am Markt funktioniert – aber an Liquidi-
tät, an einer ausbleibenden Bankenfinanzierung oder an einer ungelösten Nachfol-
ge scheitert.
2. Das eigentliche Problem: Die Bank ist nicht mehr der Rettungsanker
Klassischerweise war die Hausbank der erste Ansprechpartner in der Krise. Genau
das funktioniert immer seltener: Kreditvergaben werden restriktiver, Prüfprozesse
dauern länger, und viele Betriebe haben schlicht nicht mehr die Zeit, auf eine
Kreditentscheidung zu warten, während Löhne, Lieferanten und Energiekosten
weiterlaufen.
Die Folge: Werthaltige, eigentlich überlebensfähige Unternehmen rutschen in die
Insolvenz – nicht, weil das Geschäftsmodell nicht funktioniert, sondern weil die
Liquidität zum falschen Zeitpunkt fehlt. Genau in dieser Lücke setzt SIGMA Holding
an
3. Die Lösung: SIGMA Holding als unternehmerischer Rettungsanker
SIGMA Holding ist kein Bank-Ersatz und kein Fonds mit Gremien – sondern ein 100
% inhabergeführtes Family Office, das seit über 15 Jahren mit eigenem Kapital in
Gewerbeimmobilien investiert. Genau dort, wo Betriebe am meisten Kapital gebun-
den haben – in ihrer eigenen Halle, ihrem Produktionsstandort – schafft SIGMA
Holding innerhalb weniger Tage echte Liquidität.

Drei Wege, wie SIGMA Holding Betriebe rettet
Sale and Rent Back: Der Betrieb verkauft seine Immobilie an SIGMA Holding und
mietet sie sofort langfristig zurück. Der Kaufpreis fließt als Liquidität, der Standort
bleibt unverändert erhalten – keine Kündigungen, kein Umzug, kein Produktions-
stopp.
Ankauf aus der Insolvenz: SIGMA Holding kauft Immobilien direkt aus der Insol-
venzmasse – oft der schnellste Weg, um Liquidität für das Verfahren zu schaffen und
Arbeitsplätze am Standort zu erhalten, statt den Betrieb zu zerschlagen.
Immobilien-Split bei Unternehmensübernahmen: Bei M&A- und Nachfolgelösungen
übernimmt ein Investor das operative Geschäft, SIGMA Holding kauft parallel die
Immobilie und wird sofortiger Vermieter – so lässt sich eine Transaktion abschließen,
die sonst am Immobilienanteil gescheitert wäre.
Der entscheidende Unterschied: SIGMA Holding entscheidet aus einer Hand, mit
eigenem Kapital – ohne Kreditausschuss und ohne Umweg über eine Bank. Der
Ankauf der Immobilie und die damit verbundene Liquidität lassen sich oft innerhalb
weniger Tage abschließen, weil ein Unternehmer entscheidet, nicht ein Gremium.
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-Anzeige-

Zauberer Massimo be-
grüßt Sie am Freitag,
9.10. im Eventhaus
Pastori.
Im Wintergarten des Re-
staurants wird er das Pu-
blikum mit Close up Tisch-
Zauberei
und mit seiner ganz
besonders charmanten
und humorvollen Art und
Weise begeistern. Massi-
mo bringt die Besucher
dabei nicht nur mit All-
tagsgegenständen, wie
Gummis, Gabeln oder
Löffeln zum Staunen,

tin Nadja.
Aus der Küche können Sie
kulinarische Genüsse beim
4-Gang-Menü erwarten.
Nach dem Dinner erwartet
Sie die Abschluss-Show, die
Sie sicher verzaubert nach
Hause gehen lässt.
Einlass ist am Freitag, den
9.10. ab 18.30 Uhr. Kar-
ten für das „Magic Dinner“
inklusive dem Menü erhal-
ten Sie für 69,90 Euro pro
Person. Reservieren Sie
dazu Ihren Tisch im Winter-
garten auf pastori.de oder
auch telefonisch unter

sondern auch mit klassi-
schen Requisiten, wie Mün-

zen, Karten, Spong Balls
und vielem mehr! Zwischen
den einzelnen Gängen des
Menüs gibt es weitere Zau-
ber-Showeinlagen mit sei-
ner zauberhaften Assisten-

Weltrekord Magier Massimo und seiner Partnerin Nadja laden ein
Magic Dinner im Pastori Weilmünster

06472 8321673. Bitte reser-
vieren Sie rechtzeitig – Be-
grenztes Angebot.

Weitere großartige Events
im Pastori finden Sie im
Eventkalender auf der Web-
seite: Von Lesung bis Kon-
zert ist alles dabei!
Im Restaurant ist derweil
der Herbst eingezogen mit
Wildgerichten aus eigener
Jagd auf der Speisekarte.
Und natürlich kommen
auch die Kinoliebhaber im
LichtspielGastHaus in Weil-
münster nicht zu kurz!

Integration schiefgelaufen

Polizeigroßeinsatz in Berlin
Wenn Araber ins Krankenhaus eingeliefert werden müssen

Ein Insider berichtet
(red). Es ist der Tageszei-
tung „Die Welt“ zu verdan-
ken, dass sie mit einem Tabu
gebrochen hat, das
deutschlandweit zuneh-
mend an Bedeutung ge-
winnt. Gemeint sind Situa-
tionen in den Notfallstatio-
nen der Kliniken, die zuneh-
mend von begleitenden Po-
lizeieinsätzen geprägt sind
und in der Regel für viel
Stress, Ärger und Verunsi-
cherung bei den Beschäftig-
ten sorgen.

Berliner Klinik
Klinik und Insider werden
an dieser Stelle namentlich
nicht genannt, weil man
einerseits den Ruf der Kli-
nik nicht ruinieren möchte,
andererseits aber auch den
Insider schützen muss, da-
mit ihm keine beruflichen

Nachteile entstehen.

Immer häufiger Schieße-
reien und Messersteche-
reien
Mehrfach die Woche habe
man mit solchen Fällen zu
tun. Bei den Messerstechern
sei zu beobachten, dass die
Täter immer jünger würden,
dass 15- oder 16-Jährige
schon ganz genau wüssten,
wo sie hinziehen müssen,
um größtmöglichen Scha-
den anzurichten. Wenn je-
mand mit dem Notarztwa-
gen eingeliefert werde,
werde natürlich vorab mit-
geteilt, dass jemand mit
Schuss- oder Stichverletzun-
gen komme, so dass dann
sofort der Sicherheitsdienst
informiert und das Gelände
abgeriegelt werde. Wenn in
Berlin bestimmte Nachna-

men fallen würden, werde
automatisch die Polizei in-
formiert, die mit 15 bis 20
Mannschaftswagen inner-
halb sehr kurzer Zeit vor Ort
seien. Alles werde abgerie-
gelt, nicht nur das Kranken-
hausgelände, sondern gan-
ze Straßenzüge bis zur
nächsten U-Bahn-Station.

Die Kripo kommt, stellt
die Personalien fest, foto-
grafiert, konfisziert Beweis-
mittel. Das ganze Prozede-
re dauert manchmal meh-
rere Stunden. In der Zeit
steht die Notaufnahme still.
Neue Patienten können
nicht aufgenommen wer-
den. Es dauere nicht lange,
so der Insider, bis 20, 30
oder 40 Familienmitglieder
sich vor dem Krankenhaus
versammeln würden. Diese
hätten eine extra Telegram-

Gruppe, so dass sie in kur-
zer Zeit sehr mobil und vor
Ort sein könnten. In diesen
Kreisen sei es üblich, dass
Mütter und Frauen laut und
hochdramatisch schreien
würden. Ein zusätzlicher
Stressfaktor durch den Ge-
räuschpegel für Personal
und Patienten.

Man versuche Vorsichts-
maßnahmen zu treffen. Er
selbst trage seit langer Zeit
kein Namensschild mehr.
Und wenn zwei arabische
Jungs versorgt werden
müssten, würden männli-
che Pfleger ins Zimmer ge-
schickt und keine Kranken-
schwestern, auch Kollegen
mit jüdischen Nachnamen
versuche man in einem sol-
chen Fall herauszuhalten.
Hier zeigt sich einmal mehr,
wohin eine falsch geleitete
Migrationspolitik in
Deutschland führt. Integra-

tion ist glatt misslungen.

Rassismusvorwurf
Man müsse von einem Poli-
tikversagen sprechen. Be-
hörden und das Gesund-
heitssystem würden im Stich
gelassen. Wer diese Themen
anspreche, bekäme „eine
übergebrezelt“, und man
fange sich ständig den Ras-
sismusvorwurf ein.

Ein Recht auf Würde gilt
auch für Pflegepersonal
Man müsse sich als Pflege-
personal schon sehr viel bie-
ten lassen, von verbalen
Angriffen unter der Gürtel-
linie bis hin zu tätlichen
Angriffen. Häufig erhalte
man die Antwort von Vor-
gesetzten, dass es zur Pro-
fessionalität gehöre, da
drüber zu stehen. Dies rei-
che ihm jedenfalls nicht.
Auch Pflegepersonal habe,

so der Insider, ein Recht auf
Würde. Und alle diese Pro-
bleme, so der Insider ab-
schließend, hingen mit
Clan-Mitgliedern und fehl-
geleiteter Migrationspolitik
zusammen. Es gehe dabei
nicht um die vietnamesische
Putzfrau oder die philippi-
nische Krankenschwester.
Sie würden den Betrieb am
Laufen halten. Jeder wisse
genau, was gemeint sei.
Aber kaum jemand traue
sich, die Dinge beim Namen
zu nennen.

Ein wirklich sehr beein-
druckender und aufrütteln-
der Bericht aus dem Inne-
ren einer Berliner Klinik.

Macht es endlich

(red). In der Koalitionsver-
einbarung zwischen Union
und SPD gibt es auf Vor-
schlag der Union einen Hin-
weis, wonach für ausländi-
sche Straftäter mit antise-
mitischem Tatmotiv eine
Regelausweisung vorge-
schlagen wird. Einen ge-
setzlichen Vorschlag gibt es
noch nicht.

Aktuell hat die Union vor-
geschlagen, dass man das
Ganze erweitern müsste,
um frauen-queer- oder
christenfeindliche Motive

heraus. Wenn man schon
daran ist, müsste man hier
konsequent das machen,
was Ex-Bundeskanzler Ger-
hard Schröder vor ca. 25
Jahren bereits gefordert,
aber nie umgesetzt hat, wer
als Ausländer eine Straftat
begeht, fliegt. Mit anderen
Worten. Man muss gesetz-
lich eine Regelausweisung
bei Straftaten beschließen,
was aus Sicht des Konstan-
zer Asylrechtsexperten Da-
niel Thym grundsätzlich
möglich ist. Darüber hinaus

sprach sich Unions-Innenex-
perte Alexander Throm
(MdB) für die Schaffung ei-
nes Ausreisearrests für
schwere Straftäter und Ge-
fährder aus, die so lange in
Arrest festzuhalten seien,
bis sie „freiwillig“ in ihr Hei-
matland reisen würden.

Wenn man sich die poli-
zeiliche Kriminalstatistik in
Deutschland anschaut, ist
und bleibt die Ausländer-
kriminalität überproportio-
nal hoch im Vergleich zum
Anteil an der Bevölkerung.
Die Erkenntnisse, dass man
dies eigentlich tun müsste,
sind da. Die Menschen ver-
zweifeln zunehmend dar-
an, dass aus dem Erkennt-
nisprozess kein Umset-
zungsprozess wird und man
jeden Tag in den Nachrich-
ten, in den Zeitungen ver-
nehmen muss, dass es Mes-
serstechereien gab, An-
schläge gab, Gruppenver-
gewaltigungen, dass Ab-
schiebungen scheitern, weil
Papiere nicht da sind. Ge-
nau für diese Form der
Straftäter macht ein Ausrei-
searrest Sinn, denn irgend-
wann wird einem Täter
schon einfallen, wo er ei-
gentlich herkommt.

Regelausweisung für ausländische Straftäter
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Mit dem Dom Palais entsteht
in den neu gestalteten Dom-
höfen eine neue Premium-
Eventlocation. Mitten in der
historischen Altstadt bietet
sie künftig einen exklusiven
Rahmen für Firmenveranstal-
tungen, Tagungen, Galas,
Konzerte und Kulturveran-
staltungen.

Mit dem Dom Palais Wetz-
lar bekommt die Stadt ei-
nen neuen Veranstaltungs-
ort in besonderer Lage. In
den neu gestalteten Dom-
höfen, unmittelbar am
Domplatz, entsteht auf
rund 870 Quadratmetern

KI-Visualisierung:

Der große Saal des Dom  Palais -
ein festlicher Rahmen für Galas, Dinner-Events und besondere  Abendveranstaltungen

Ein neuer Ort für Veranstaltungen im Herzen von Wetzlar
Eventfläche eine moderne
und flexibel nutzbare Loca-
tion für unterschiedlichste
Veranstaltungsformate. Das
Dom Palais verbindet mo-
dernes Design mit dem his-
torischen Flair der Wetzla-
rer Altstadt und schafft da-
mit einen besonderen Rah-
men mitten im Herzen der
Stadt. Betreiber des Dom
Palais ist Dirk Daniels, Ge-
schäftsführer der Wetzlarer
Eventagentur five live
GmbH. Hinter der neuen
Location stehen 30 Jahre
Erfahrung in der Veranstal-
tungsbranche. Mit dem

Dom Palais verfolgt Daniels
die Idee, einen Ort zu schaf-
fen, an dem Menschen zu-
sammenkommen und Ver-
anstaltungen entstehen,
die in Erinnerung bleiben.
„Ein Ort für besondere Er-
lebnisse“ bringt diesen An-
spruch auf den Punkt.

Viel Raum für
unterschiedliche
Veranstaltungen

Herzstück des Dom Palais ist
der große Veranstaltungs-
saal. Gemeinsam mit dem
Foyer und weiteren flexibel

nutzbaren Bereichen und
Räumen stehen insgesamt
870 Quadratmeter Eventflä-
che zur Verfügung. Ob Fir-
men-Event, Tagung, Kon-
gress, Gala, Konzert oder
Kulturveranstaltung – das
Dom Palais bietet Raum für
unterschiedliche Formate mit
bis zu 700 Gästen. Mit 65
Quadratmeter LED-Flächen
eröffnen sich zusätzliche,
Möglichkeiten für Präsenta-
tionen, Bühnenbilder und in-
dividuelle Inszenierungen.

360°-Service
für Veranstaltungen

Neben den räumlichen und
technischen Möglichkeiten
gehört der umfassende Ver-
anstaltungsservice zum Kon-
zept. Als 360°-Service-Part-
ner übernimmt die five live
GmbH auf Wunsch die pro-
fessionelle Begleitung der
Veranstaltungen.

Von der ersten Idee über
Konzeption und Planung bis
zur Umsetzung vor Ort grei-
fen Location und Eventser-
vice ineinander.

Die ersten Veranstaltun-
gen stehen fest

Wie vielfältig das Haus ge-
nutzt werden kann, zeigen
auch die ersten eigenen Ver-
anstaltungen: Am 20. De-
zember 2026 findet „Dirk
Daniels & Friends – Das Weih-
nachtskonzert“ statt.

Zum Jahreswechsel wird
es dann besonders festlich:
Erstmals seit vielen Jahren
findet in Wetzlar wieder
eine Silvestergala statt. Un-
ter dem Motto „Viva Las Ve-
gas“ erwartet die Gäste ein
festlicher Jahreswechsel mit
exklusivem 4-Gang-Menü,
Live-Musik und Entertain-
ment.

Verein zur Förderung der Prävention

Neuer Vorstand einstimmig gewählt - Erfolgreiches Fazit nach fünfjährigem Bestehen

v.lks. Heike Ahrens-Dietz, Hans-Jürgen Irmer, Rainer Stallmach, Horst Kasperski, Rena-
te Pfeiffer-Scherf, Stefan Weber

(red). Der „Verein zur För-
derung der Prävention im
Lahn-Dill-Kreis“, der Träger-
verein des von Pro Polizei
initiierten Hauses der Prä-
vention, wählte dieser Tage
den Vorstand satzungsge-
mäß neu. Vorsitzender blieb
Hans-Jürgen Irmer, seine
Stellvertreterin ist Heike
Ahrens-Dietz, Schatzmeis-
ter Rainer Stallmach,
Schriftführer Horst Kasper-
ski, Beisitzer Renate Pfeif-
fer-Scherf, Markus Bieber
und Stefan Weber.

Irmer wies darauf hin,
dass man vor wenigen Wo-
chen gemeinsam mit den
Mietern des Hauses der Prä-
vention das fünfjährige Ju-
biläum sehr erfolgreich fei-
ern konnte, wenngleich die
tropischen Temperaturen
besucherzahlmäßig alles
andere als optimal waren.
Aber dafür gab es eine

hochkarätige Besucherfre-
quenz mit Hessens Innen-
minister Professor Roman
Poseck an der Spitze, der 2.
Kreisbeigeordneten des
Lahn-Dill-Kreises, Rebecca
Neuburger-Hees, und Wetz-
lars Oberbürgermeister
Manfred Wagner, die sich
allesamt sehr positiv über
die Arbeit des HdP und der
dort tätigen Verbände äu-
ßerten und die Gelegenheit
wahrnahmen, entsprechen-
de Gespräche zu führen.

Aktuell hat der Verein zur
Förderung der Prävention
gemeinsam mit Pro Polizei
Wetzlar eine Veranstaltung
an der Theodor-Heuss-Schu-
le unterstützt. Professorin
Britta Bannenberg hielt vor
den rund 60 Kolleginnen
und Kollegen der drei Be-
ruflichen Schulen einen Vor-
trag zum Thema Amok und
Prävention. Positiv auch die

gemeinsamen Neujahrs-
empfänge mit Pro Polizei,
in diesem Jahr mit Manuel

Ostermann von der Deut-
schen Polizeigewerkschaft.
Beim Neujahrsempfang am

2. Januar nächsten Jahres
wird Wolfgang Bosbach um
11 Uhr in der Stadthalle

Wetzlar erwartet. Rund um
das Haus ist der Glasfaser-
anschluss gelegt worden.

Die Garagenböden konnten
neu angestrichen werden,
und im letzten Jahr wurde

eine neue Heizung instal-
liert.

Die Finanzlage, so Rainer

Stallmach, Steuerberater
und Schatzmeister des Ver-
eins, sei sehr zufriedenstel-
lend. Man habe 2021 rund
650.000 Euro für Kauf und
Renovierung/Sanierung
aufnehmen müssen. Der
Abbaupfad der Verschul-
dung sei strikt eingehalten
worden. Am Ende des Jah-
res werde man bei unter
500.000 Euro sein. Daneben
habe man für etwaige Re-
paraturen eine Rücklage
gebildet, so dass man auf
gutem Wege sei. Dies wurde
von den anwesenden Kas-
senprüfern Carsten Büchner
und Dr. Jan Hellwig aus-
drücklich bestätigt. Die jetzt
erfolgte Wahl gilt für die
nächsten zwei Jahre.

Ein besonderer Dank ging
an die auf eigenen Wunsch
ausgeschiedene bisherige
Geschäftsführerin Victoria
Francovich.

Benzinpreise sind Wahnsinn

Größter Preistreiber ist der Staat mit 60 Prozent Anteil
(red). Die Zeitung „Die
Welt“ berichtete kürzlich
über eine Berechnung der
unabhängigen und renom-
mierten Beratungsfirma
Frontier Economics. In die-
ser Studie wurde das Preis-
niveau an den Tankstellen
in Europa miteinander ver-
glichen.

Eigentlich niedrigster
Dieselpreis
Rechnet man alle staatli-
chen Aufschläge und Ein-
griffe in den Markt heraus,
dann hätte Deutschland mit
95 Cent den niedrigsten

Dieselpreis und den zweit-
niedrigsten Benzinpreis in
Europa. Mit anderen Wor-
ten, rund 60 Prozent des
Benzinpreises und rund 50
Prozent des Dieselpreises
sind staatliche Interventio-
nen oder anders ausge-
drückt Steuern.

Welche Steuern sind es?
Die Tankstellenpreise für
Diesel lagen zwischen Mai
und August dieses Jahres
durchschnittlich bei etwa 2
Euro. Davon entfallen 95
Cent auf den Basispreis (Öl-
konzerne, Tankstellenpäch-

ter). 18 Cent entstehen auf-
grund der Auswirkungen
der EU-Richtlinie für Erneu-
erbare Energie (RED). Das
heißt, die Mineralölindus-
trie hat bestimmte Ziele für
die Senkung der CO2-Emis-
sionen und den Einsatz von
Kraftstoffen aus erneuerba-
ren Quellen zu erfüllen. Da
das aktuelle CO2-Minde-
rungsziel für Deutschland
höher ist als in anderen EU-
Ländern, drohen Konzer-
nen hohe Strafen, wenn sie
die Ziele verfehlen.

Sie können sich aber
sozusagen freikaufen,

wenn sie entsprechende
Zertifikate einkaufen. Des-
halb kommen für Diesel 18
Cent pro Liter hinzu und für
Benzin 17 Cent. 16 weitere
Cent sind indirekte Steuern
und Abgaben, weitere 40
Cent gehen auf das Konto
der Energiesteuer und
schließlich, darüber freut
sich Finanzminister Kling-
beil, 32 Cent Mehrwertsteu-
er. Dass die Mineralölkon-
zerne gestiegene Rohstoff-
kosten partiell nutzen, um
zusätzlich aufzuschlagen,
muss niemanden ernstlich
verwundern. Der eigentliche

Preistreiber allerdings ist „Va-
ter Staat“, der die Milliarden-
summen im allgemeinen

Haushalt veranschlagt, statt
sie gezielt in die Infrastruk-
tur zu investieren.

- Anzeige -
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(ew). Hans-Jürgen Irmer
war Ideen- und Impulsge-
ber, Initiator und treibende
Kraft, wenn es um die Bür-
gerinitiative Pro Polizei
Wetzlar e. V. und deren
letztendlichen Gründung
im Jahr 1996 geht. Und er
wurde seinerzeit –
geradezu zwangsläufig –
auch zum 1. Vorsitzenden
gewählt. Und das wohl von
Beginn an mit einer Nach-
haltigkeits-Garantie. Bei der
Jahreshauptversammlung
2026 von Pro Polizei Wetz-
lar im Steindorfer „Tannen-
hof“ wurde Irmer für wei-
tere zwei Jahre an der Spit-
ze eines besonderen Ver-
eins und mittlerweile über
1000 Mitglieder zählenden
Vereins bestätigt. Zum 15.
Mal in Folge und – richtig –
einstimmig. Wie überhaupt
alle notwendigen Wahlen
zum neuen und zum Teil
personell veränderten Vor-
stand einstimmig über die
Tannenhof-Bühne gingen.

Neuer Vorstand
In ihren Ämtern bestätigt
wurden Heike Ahrens-Dietz
und Lisa Schäfer als stell-
vertretende Vorsitzende,
Kassierer Holger Viehmann
und Schriftführer Horst Kas-
perski. Anstelle von bisher
Victoria Francovich betrau-
ten die zahlreich anwesen-
den Mitglieder Jannis Hahn
mit dem verantwortungs-
vollen Amt des Pro-Polizei-
Geschäftsführers. Als Beisit-
zer wurden Jennifer-Jesch-
ke-Reusch, Frank Steinraths,
Hans-Peter Stock, Markus
Bieber, Renate Pfeiffer-
Scherf, Stefan Sollmann
und Victoria Francovich
wiedergewählt. Neu in die
Riege der Beisitzer rücken
Dirk Hardt, Dennis Knöll
und Dr. Jörg Silberzahn auf.

Dank des
Vizepräsidenten
Mittelhessens Polizei-Vize-
präsident Dr. Hanno Frielin-
ghaus beschrieb im Rahmen
seines Grußwortes Auftrag,
Selbstverständnis und Wir-
ken der BI Pro Polizei Wetz-
lar treffend und mit Beifall
begleitet in wenigen Sät-
zen. Pro Polizei sei seit drei
Jahrzehnten ein verlässli-
cher Partner der Polizei im
Allgemeinen und der Wetz-
larer Polizei im Besonderen.
Mehr denn je sei es wich-

Jahreshauptversammlung mit Wiederwahl des Vorsitzenden in Steindorf

Die BI Pro Polizei Wetzlar „lebt“ ihren Auftrag –
nun schon seit 30 Jahren

tig, dass Bürgerinnen und
Bürger ihre Solidarität mit
der Polizei artikulierten und

zeigten. Erfreulicherweise,
so Frielinghaus, stehe die
Zivilgesellschaft zum aller-

größten Teil an der Seite
der Polizei. Und der Verein
Pro Polizei Wetzlar in be-
sonderer und beispielhafter
Weise.

Erfolgreiches Jahr
In seinem Geschäftsbericht
bezeichnete der Vorsitzen-
de das laufende Jahr 2026
nicht zuletzt deshalb als das
erfolgreichste in der Ge-
schichte der BI, weil erst-
mals die Zahl der Mitglie-
der die Marke von 1000

überschritten habe. Irmer
nannte rund 300.000 Euro,
mit denen der Verein in nun
drei Jahrzehnten dazu bei-
getragen habe, die Ausstat-
tung der heimischen Poli-
zei zu verbessern.
Inzwischen sei die Ausrüs-
tung der Sicherheitskräfte
staatlicherseits deutlich bes-
ser und effektiver gewor-
den. Dennoch würden
weiterhin „viele kleine
Wünsche“ geäußert, wobei
der Schwerpunkt der Ver-
einsaktivitäten mittlerweile
auf der Unterstützung prä-
ventiver Maßnahmen liege.
Auch in der personellen
Ausstattung der hessischen
Polizei sieht Irmer eine sehr
positive Entwicklung. Die
Zahl der Polizeivollzugsbe-
amten ist demnach von
10.000 im Jahr 1996 auf ak-
tuell 16.000 angestiegen.
Allerdings nehmen laut Ir-
mer auch die Aufgaben der
Sicherheitsbehörden „ra-

sant“ zu. Als Stichworte
hierzu nannte er die Zunah-
me von Bedrohungsszena-

rien und konkreten Straf-
taten von islamistischer und
aktuell linksextremer Seite.
Dazu vermehrte Anschläge
auf die Infrastruktur im
Land. Angriffe auf Polizist-
innen und Polizisten gehör-
ten heute leider zum All-
tag.

In Hessen beispielsweise
werden laut Irmer aktuell
20 islamistische Gefährder
rund um die Uhr über-
wacht, was einen ungeheu-
ren personellen Aufwand
erfordere. „Mit wäre sehr
recht, wenn man diese 20
Personen dahin zurück-
schickt, wo sie herkom-
men“, formulierte Irmer sei-
nen persönlichen Lösungs-
ansatz.

Angesichts der Entwick-
lung erwartet und verlangt
der Pro-Polizei-Vorsitzende
von der Politik, dass sie sich
grundsätzlich hinter die Po-
lizei und ihre Arbeit für die
Menschen im Land stelle.

Klare Worte vom Vorsitzen-
den, wie man ihn kennt: Für
Recht und Ordnung und
harte Strafen für Kriminel-
le aller Art und Herkunft

Der Vizepräsident des PP
Mittelhessen Dr. Hanno Fri-
elinghaus dankte Pro Poli-
zei für ihre Unterstützung
der Polizeiarbeit

Einstimmige Voten der über 100 Mitglieder bei den Vorstandswahlen

Der neue Vorstand v.lks.: Dr. Jörg Silberzahn, Renate Pfeiffer-Scherf, Horst Kasperski, Holger Viehmann, Frank
Steinraths, Lisa Schäfer, als Gast Dr. Hanno Frielinghaus (PPMH), Heike Ahrens-Dietz, Hans-Jürgen Irmer, Markus
Bieber, als Gast Udo John (Leiter RKI), Stefan Sollmann und Hans-Peter Stock. Entschuldigt fehlten: Victoria
Francovich, Jenni Jeschke-Reusch, Jannis Hahn, Dirk Hardt und Dennis Knöll

„Wir brauchen keinen Be-
auftragten, der sich mit der
Gewalt durch Polizisten be-
schäftigt, sondern einen,
der sich mit der Gewalt ge-
gen, an und zu Lasten der
Polizeibediensteten befasst.

Machen Sie mit bei
Pro Polizei
Deshalb appellierte Irmer an
die Bürger, im Blick auf un-
sere Polizei Flagge zu zeigen
und Solidarität zu praktizie-
ren: „Tausend Dank an die
Sicherheitskräfte für ihre Ar-
beit 365 Tage im Jahr.“

An der satzungsgemäßen
Aufgabe und der Arbeit der
BI Pro Polizei Wetzlar wer-
de sich nichts ändern. Und
an der Vielzahl der attrak-
tiven Aktivitäten, Bildungs-
reisen, Vorträge an ande-
res mehr für die Vereinsmit-
glieder und weitere Inter-
essierte darüber hinaus so-
wie die öffentlichkeitswirk-
samen Veranstaltungen
gleichfalls nicht. Zu Letzte-
ren sei besonders die Poli-
zeischau im Wetzlarer Stadi-
on zu rechnen, die kürzlich
bei ihrer elften Ausgabe das
Interesse von über 10.000 Be-
suchern gefunden habe.
„Man wundert sich selbst
beim Rückblick auf die Ver-
anstaltungen, Fahrten und
Vorträge in den letzten
zwei Jahren“, so Irmer, der
abschließend auf zwei be-
vorstehende Highlights hin-
wies: am 30. Oktober sei der
ehemalige Berliner Ober-
staatsanwalt Ralph Knispel
in einer öffentlichen Veran-
staltung im Ernst-Leitz-Ho-
tel zu Gast, und gleichfalls
am 2. Januar 2027 Wolf-
gang Bosbach beim Neu-
jahrsempfang von Pro Poli-
zei Wetzlar in der Stadthal-
le.
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Berlin

Gewalt an Schulen alltäglich
Knallhartplan der CDU vorgelegt – leider zu spät
(red). Es ist einfach nicht
mehr zu leugnen, die Pro-
bleme an Schulen in
Deutschland, gerade da, wo
die Migration eine beson-
ders hohe Rolle spielt, sind
nicht wegzudiskutieren.
Mobbing gegen Deutsche,
Mobbing gegen christliche
Religionen, Gewalt gegen-
über Lehrern, Gewalt ge-
genüber Schülern sind an
der Tagesordnung.

Probleme riesig
Das ist in Kurzform das Er-
gebnis des „Berliner Konf-
likt- und Gewaltbarome-
ters“, das im Juni dieses Jah-
res Bildungssenatorin Ka-
tharina Günther-Wünsch
(CDU) vorgestellt hat und
auf der Basis einer Befra-
gung von 14.000 Schülern
und 2500 Lehrkräften ent-
standen, also mehr als re-
präsentativ ist. Über 50 Pro-
zent der Lehrer nehmen
Gewalt und Konflikte als
großes oder sehr großes
Problem wahr. Schon an
Grundschulen gebe es Kin-
der, die zunehmend gewalt-
bereit seien und „wegen
Kleinigkeiten explodieren“
würden. Ein erschütternder,
aber logischer Befund einer
ausufernden Migration in
Deutschland in den letzten
zehn Jahren und darüber
hinaus.

8-Punkte-Plan
Im Kern sind die Ansagen
der CDU in Berlin richtig.
Doch es stellt sich die Fra-
ge, mit wem man diese rich-
tigen Ansätze in die Tat
umsetzen kann. In der Ver-
gangenheit gelang es
jedenfalls mit der SPD nicht.
Die Grünen sind in dieser
Frage sowieso hoffnungslos
verloren.

Null-Toleranzstrategie
Kern des Planes ist eine
Null-Toleranzstrategie ge-
genüber Gewalt, Ausgren-
zung, Konformitätsdruck,
Mobbing und Radikalisie-
rung. Verstöße gegen Ver-
haltensregeln müssten zeit-
nah spürbare Folgen haben.
Das fange schon in der
Grundschule an. Am Bei-
spiel des CSD-Attentäters
habe man das leider sehr
gut beobachten können.
Dieser habe schon in der
Grundschule Auffälligkei-
ten an den Tag gelegt, doch
wegen fehlender Koopera-
tion der libanesisch-deut-
schen Eltern sei es nicht
möglich gewesen, entspre-
chende Maßnahmen zu er-
greifen. Daher, so der rich-
tige Ansatz, müsse eine
mangelnde Kooperation
des Elternhauses dazu füh-
ren, Konsequenzen zu zie-
hen, auch gegen das Votum
der Eltern. Im Grunde ge-
nommen müsste man noch
einen Schritt weitergehen,
die Gesetze so ändern, dass
nicht nur ein finanzieller
Entzug, häufig genug von
staatlicher Stütze, möglich
und auch eine Rückführung
in den Libanon denkbar ist.
Geht es nach der CDU sol-
len darüber hinaus Schulen
für Erziehungshilfe geschaf-
fen werden. Richtiger An-
satz. Diese gab es im Übri-
gen in vielen Bundeslän-
dern, bis sie dann im Zuge
eines völlig übersteigerten
sogenannten Inklusions-
wahns abgeschafft worden
sind mit dem Ergebnis, dass
schwer erziehbare Jugend-
liche, die eine spezielle An-
sprache durch Spezialisten
benötigen, auf normal aus-
gebildete Lehrer und eine
normale Schülerschaft los-

gelassen werden. Ein spä-
tes Eingeständnis des Schei-
terns einer gesteigerten In-
klusion.

Die Überweisung an eine
Schule für Erziehungshilfe,
so die Union, müsse auch
ohne Einwilligung der Schü-
ler oder der Eltern möglich
sein. Einer drohenden „is-
lamistischen Radikalisie-
rung“, man könnte auch
formulieren einer Islamisie-
rung, will die Union da-
durch begegnen, dass Ge-
betsräume an Schulen
nur noch angeboten wer-
den, wenn sie für alle Reli-
gionen offen sind und be-
aufsichtigt werden. Da-
rüber hinaus soll ein ordent-
liches Lehrfach Religion ein-
geführt werden, um die
Vermittlung religiöser Wer-
te unter staatlicher Aufsicht
zu stärken. Wenn damit
eine Abkehr vom soge-
nannten bekenntnisorien-
tierten islamischen Religi-
onsunterricht gemeint ist,
wäre dies ein wertvoller
Ansatz.

Darüber hinaus soll früh-
zeitig mit Polizei und Ju-
gendamt zusammengear-
beitet werden. Auch dies
ein vernünftiger Ansatz.
Leider alles vergleichsweise
spät, aber immerhin. Ferner
will die Union ein generel-
les Handyverbot an Grund-
schulen einführen -
ebenfalls ein richtiger An-
satz, und in den weiterfüh-
renden Schulen sollen
Smartphones nur in den
Pausen und in den Freistun-
den genutzt werden. Das
wäre mehr als nichts. Aber
auch dort könnte man sehr
deutlich sagen, dass das
Smartphone bis zum 16. Le-
bensjahr in der Schule wäh-
rend der Unterrichtszeit

nicht genutzt werden darf,
es sei denn, man benötigt
es spezifisch kurzzeitig für
eine schulische, klar defi-
nierte Aufgabenlösung.
Die von vielen als „asoziale
Medien“ bezeichneten
Netzwerke haben objektiv
viel Unheil angerichtet. Und
deshalb ist es höchste Zeit,
hier ein Stoppschild vorzu-
schieben. Ob diese im
Grundsatz richtigen Pläne
jemals in die Tat umgesetzt
werden, ist allerdings mehr
als fraglich, denn abgese-
hen von der CDU und der
Berliner AfD kann sich kei-
ne Partei aus dem linken
Lager dafür erwärmen.
Dabei wäre es so bitter nö-
tig.

Medienanstalten entwickeln sich zu Kontrolleuren der Meinungsfreiheit

Verfassungsrechtlich kaum zulässig
(red). In den 80er Jahren
wurden die Medienanstal-
ten in den Bundesländern
deutschlandweit gegrün-
det. Es ging darum, dass
damals knappe Sendefre-
quenzen an private Radio-
und Fernsehstationen zu
verteilen waren. Irgend-
wann war diese Aufgabe
abgeschlossen, und man
suchte sich neue Aufgaben.
Die nächste Aufgabe be-
stand darin, sich mit dem
Thema „Medienkompetenz“
zu befassen. Nachdem ent-
sprechende sogenannte Leit-
fäden und Seminarunterla-
gen entworfen waren, ging
es um eine zusätzliche Auf-
gabenerweiterung. Man for-
derte Anmelde- und Zulas-
sungspflichten auch für On-
line-Angebote, die von den
Bundesländern genehmigt
wurden.

Das heißt, die Medienan-
stalten können so ziemlich
jede Aktivität im deutschen

Internet kontrollieren und
Verstöße wie eine Polizei-
behörde ahnden. Fehlt
etwa im Impressum eine In-
ternetseite, ein vorgeschrie-
bener Eintrag, aus Nachläs-
sigkeit wird ruck zuck ein
Bußgeld verhängt.

Neu im Angebot:
„Kampf gegen
Hass und Hetze“
Das, was Jedermann im
Munde führt und in der Le-
benswirklichkeit dazu führt,
die Meinungsfreiheit von
Menschen einzuschränken.
Sie kooperieren mit den be-
rüchtigten Meldestellen,
die Ältere eher an Stasi-De-
nunziationsstellen erinnern,
oder betreiben selbst wel-
che, wie die Bayerische Lan-
desmedienanstalt in dem
Fall sogar schon für Kinder.
Die Medienanstalten, finan-
ziert von den öffentlichen
Rundfunkgebühren, erhal-
ten rund 150 Millionen Euro
und wollen jetzt einen „di-
gitalen Medienstaatsver-
trag“. Der soll sie ermächti-
gen, Nachrichten zu priori-
sieren, gewichtet nach dem
öffentlichen Wert der Nach-
richt. Mit anderen Worten,

was nicht passt, wird ein-
geschränkt, wird zensiert
oder im Sinne von Cancel
Culture beschränkt. Mit
dem Grundgesetz dürfte
dies kaum vereinbar sein.

„Ermächtigungsgesetz“?
Es geht dabei natürlich
nicht um das berüchtigte
Ermächtigungsgesetz aus
der Nazi-Diktatur. Hier geht
es aber um eine Art Ermäch-
tigungsgesetz im medialen
Zeitalter durch Medienan-
stalten und Landesregie-
rungen, vorbei an öffentli-
cher Debatte, die tief in de-
mokratische Grundrechte
eingreift. „Welt“-Kommen-
tator Christoph Lemmer hat
völlig zutreffend kürzlich
formuliert, dass es hier
längst nicht mehr um die
Medien, sondern um die
Meinungskontrolle gehe.
Man darf gespannt sein,
wie öffentlich Landtage
diesen sogenannten digita-
len Medienstaatsvertrag
diskutieren und ob sie ihm
zustimmen. Wenn ja, wäre
das ohne jeden Zweifel ein
weiterer Sargnagel für die
Meinungsfreiheit in
Deutschland.

IM
WETZLAR-
KURIER
INSERIEREN
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(ew). Zu der nach seinen
nicht ganz wörtlich zu neh-
menden und augenzwin-
kernd geäußerten Worten
„kleinen Geburtstagsfeier“
begrüßte Hans-Jürgen Ir-
mer, seit 14 Jahren Vorsit-
zender des Jubiläumsver-
eins, 320 Gäste zum 40. Jah-
restag der Gründung der
Deutsch-Österreichischen
Gesellschaft (DÖG) Wetzlar
in der Stadthalle.

Die Zahl der Ehrengäste
aus Politik und Gesellschaft,
Kultur und Verbänden un-
terstrich die Bedeutung des
Ereignisses. Außerhalb der
Reihe ein besonders herzli-
ches Willkommen an Artur
Rudolf (96), der mit seinem
Sohn Wolfgang aus Eisen-
ach anreiste.

Beginnend mit Karin Mül-
ler, Staatssekretärin für
Bundes- und Europaange-
legenheiten in der Hessi-
schen Staatskanzlei, über
die vier Landtagsabgeord-
nete, Matthias Büger, Ste-
pan Grüger, Lothar Mulch
und Frank Steinraths  aus
ebenso vielen Parteien,
Wetzlars Ex-Oberbürger-
meister Wolfram Dette, Bür-
germeister Michael Hun-
dertmark und Schladmings
Bürgermeister Hermann
Trinker, Vertreterinnen und
Vertretern der in Wetzlar in
besonderer Anzahl aktiven
Partnerschaftsvereine bis zu
Repräsentanten etlicher

Deutsch-Österreichische
Gesellschaft Wetzlar e.V.

40 Jahre DÖG 1986 – 2026
Jubiläumsgala mit über 300 Gästen in der Stadthalle

Wetzlarer Schulen und, ne-
ben weiteren, dem Präsi-
denten des Weltbundes der
Auslandsösterreicher, Wer-
ner Götz.

Irmer hatte in seiner Be-
grüßungsrede darauf hin-
gewiesen, dass es Ziel sei,
die Städtepartnerschaft mit
Leben zu erfüllen, junge
Menschen für ein entbüro-
kratisiertes Europa der Va-
terländer zu begeistern,
dessen Kern eine gemein-
same christlich-abendländi-
sche Kultur sei, mit Recht-
staatlichkeit, Demokrati-
schen Institutionen, Reise-
und Niederlassungsfreiheit
und das die Chance biete,
in fremden Ländern zu ar-
beiten und zu studieren,
Menschen kennen- und
wertschätzen zu lernen.
Und deshalb wolle man –
neben der Intensivierung
der Arbeit mit Kooperati-
onspartnern und anderen
Wetzlarer Partnerschaftsge-
sellschaften – auch in Zu-
kunft Jungendfahrten nach
Schladming mit bis zu 1000
Euro zu unterstützen.

Peter Wenzel, seit 40 Jah-
ren verantwortlicher Kas-
senwart der DÖG Wetzlar
und, führte nicht nur durch
das Programm des Abends,
sondern gewährte auch Ein-
blicke in die Geschichte des
mit fast 500 Mitgliedern
größten der acht Wetzlarer
Partnerschaftsvereine.

Gründung

Es war Heinz Wenzel, der
Vater des – inoffiziell –
dienstältesten Vereinskas-
sierers Deutschlands, der –
privat schon seit den 1970er
Jahren mit der Stadt Schl-
adming verbunden - den
Anstoß zur Gründung einer
Partnerschaft mit dem be-
kannten Touristenort in der
Steiermark gab.

Am 1. Juni 1974 unter-
zeichneten die Bürgermeis-
ter von Schladming und
Wetzlar, Hans Ainhirn und
Otto Malfeld den Städte-
partnerschaftsvertrag. Um
diesen nachhaltig mit Leben
zu füllen, wurde am 17.
September 1986 die
Deutsch-Österreichische
Gesellschaft von 21 Grün-
dungsmitgliedern beiderlei
Geschlechts ins Leben ge-
rufen. Von ihnen leben bis
heute noch drei: Michael
Peters aus Heuchelheim,
Friedegund Rohde aus Nau-
born und Peter Wenzel.

Schon 1987 gehörten 150
Mitglieder dem von Heinz
Wenzel die ersten zwölf
Jahre geführten Vereins an.
1999 übernahm Dieter Spo-
ry den Vorsitz. Es folgten
aus unterschiedlichen Grün-
den Jahre der DÖG, die Pe-
ter Wenzel als „schwierig“
beschrieb. 2012 wies die
Mitgliederkartei noch 45
Namen aus.

Gastgeschenk von Wetzlar für Schladming:
Handgemaltes Gemälde von Künstlerin Steffi Godow (li.) mit Schladminger Rathaus,
der alten Lahnbrücke als verbindendes Element und dem Wetzlarer Dom. Weiter zu
sehen v. lks.: Peter Wenzel, Hans-Jürgen Irmer, Angela Irmer, Maria Drechsler (1.
Vizebürgermeisterin Schladming) Lukas Seyfried (2. Vizebürgermeister), Ingeborg Kos-
ter, und Hermann Trinker Bürgermeister von Schladming

Sie eröffnen traditionell die Festveranstaltung der DÖG:
Die Jagdhornbläser des Kreisjagdvereins Wetzlar

Ehrengäste

Eine absolute Profi-Truppe: „Waschecht“ aus der Ramsau
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*Die Aktion ist gültig bis zum 30. November 2026 bei teilnehmenden Husqvarna Fachhändlern
und nur solange der Vorrat reicht. Weitere Infos unter: husqvarna.de/umtauschaktion-2026

Dann übernahm Hans-Jür-
gen Irmer den Vorsitz. Und
Peter Wenzel bescheinigte
dem „Mann der Ideen“ vor
den 320 Gästen der Ge-
burtstagsfeier in der Stadt-
halle, die „fast am Boden
liegende Partnerschaft“ ge-
rettet und mit neuem Le-
ben erfüllt zu haben. Part-
nerschaftliches Leben über
Grenzen hinweg, die bis
heute nicht nur lebt, son-
dern kontinuierlich lebendi-
ger, intensiver, reichhaltiger
und bunter geworden ist.

Ein Blick in die Jahrespro-
gramme der DÖG, ein-
schließlich des aktuellen
und jenem für das nächste
Jahr, liefern für diese posi-
tive Entwicklung den Be-
weis. Innerhalb von drei
Jahren vervierfachte sich
seinerzeit die Mitglieder-
zahl, und nicht ohne Grund
„kratzt“ sie heute an der
Zahl 500.

Grußworte
Die beeindruckende Ent-

wicklung der DÖG Wetzlar
spiegelte sich auch in den
Grußworten zum Jubilä-
umsabend. Wetzlar und
Schladming stehen laut
Staatssekretärin Karin
Müller, für eine enge Part-
nerschaft zwischen Deutsch-
land und Österreich, wobei
die DÖG Wetzlar im Rah-
men ihrer Möglichkeiten
wegweisende Projekte auf

den Weg gebracht habe.
Ziel sei es, Menschen in ei-
ner „echten“ Partnerschaft
zusammenzuführen, wobei
neben der Politik vor allem
Vereine, Schulen, Familien
und einzelne Personen en-
gagiert seien. Die DÖG
Wetzlar sei ein herausra-
gendes Beispiel für eine
funktionierende Partner-
schaft über Grenzen hin-
weg, ein Brückenbauer, von
denen Europa in schwieri-
gen Zeiten noch viel mehr
bräuchte.

Per Videoeinspielung
würdigte der Schirmherr
das Jubiläumsabends, Dr.
Andreas Kaufmann, Auf-
sichtsratsvorsitzender der
Leica AG und selbst Öster-
reicher, das Engagement
der DÖG in Sachen gelebte
Partnerschaft.

Schladmings Bürger-
meister Hermann Trinker
überbrachte die Grüße des
Landeshauptmanns der
Steiermark, Mario Kunasek,
und bezeichnete die Part-
nerschaft Wetzlars und der
DÖG mit Schladming als Al-
leinstellungsmerkmal, „des-
sen sind wir uns in Schlad-
ming bewusst“. Trinker
würdigte die Aktivitäten
der DÖG und das besonde-
re Engagement des Vorsit-
zenden Irmer, das sich nicht
nur in den zahlreichen ge-
genseitigen Besuchen
bisher dokumentiere. „Aus

Verständnis füreinander
wächst Vertrauen, und aus
Vertrauen wächst das Eur-
opa, das wir haben wollen“,
schloss Trinker.

Namens der Stadt Wetz-
lar dankte Stadtrat Jörg
Kratkey „für 40 tolle Jah-
re“, die zurecht angemes-
sen gefeiert würden, „Part-
nerschaften mit Menschen
sind Partnerschaften für
Menschen – unter Freun-
den“.

Werner Götz, Präsident
des Weltbundes der Aus-
landsösterreicher – und das
seien 640.000 an der Zahl –,
nannte die Städtepartner-
schaft Wetzlar-Schladming
etwas „ganz Besonderes“.

Nach seinen mehr als 53
Jahren ehrenamtlicher Tä-
tigkeit für Österreich stehe
– auch im Blick auf die DÖG
– ohne jeden Zweifel fest,
dass es ohne Ehrenamt kei-
ne funktionierende Gesell-
schaft gebe.

Das Programm der Feier
eröffneten die Jagdhorn-
bläser des Kreisjagdvereins
Wetzlar, und für die Musik
sorgte die vierköpfige Grup-
pe „Waschecht“ aus der
Ramsau am Dachstein, Schl-
admings Nachbarregion.

Bevor das Unterhaltungs-
programm startete, gab es
ein fantastisches „Steiri-
sches Buffett“ unter ande-
rem mit sensationell lecke-
ren Marillenknödel, gezau-

bert von Helmut Steinberg-
er – österreichischer Spit-
zenkoch, der eigens aus
Schladming angereist war
- und Thomas Schön vom
Wetzlarer Hof, die sich per-
fekt ergänzten.

Spektakuläre Auftritte
präsentierten das Profi-
tanzpaar Ellen Jonas und
Volker Schmidt aus Wetz-
lar, unter anderem je
dreimal Weltmeister bei
den Amateuren wie den
Professionals.

Subtilen und deftigen
Humor steuerte der „aus
Funk und Fernsehen“ be-
kannte Comedian und Ka-
barettist Stefan Bauer bei.
Das Programm und der
Abend endeten mit einer
„Weltpremiere“. Die „Hüt-
tenberger Maderln“ Siggi
und Karin trugen die neue
DÖG-Hymne „Wir sind eine
Familie“, die in ihrem Re-
frain-Text bei Peter Alexan-
der ausgeliehen, aber dann
mit drei neuen Strophen
auf die DÖG-Wetzlar zuge-
schnitten ist.

KGM - Vertragspartner
Wetzlarer Straße 78-80 • 35638 Leun

Telefon 06473/92214-0 • www.keller-automobile.de

1200

Blick ins Publikum

Überragender Auftritt der
Tanzweltmeister Ellen Jonas
und Volker Schmidt

Kreierten und texteten die DÖG-„Hymne“ – „Wir sind
alle eine Familie“ Karin Schmidt (li.) und Siggi Bier-
mann

Der Vorstand stimmte in den Refrain der neuen Vereinshymne kraftvoll ein.
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Linksradikale wollen den deutschen Staat angreifen
„Deutschland muss sterben, damit wir leben können“
(red). Es sind unter ande-
rem die Linksradikalen von
de.indymedia.org, die nicht
nur zu einer Aktionswoche
gegen den deutschen Staat
aufgerufen haben, sondern
unverhüllt Gewalt gegen
Sachen und Menschen pro-
pagieren.

„Überall Faschisten“
„Egal, welche Partei die
Wahlen am 6. September
gewinnt, Faschisten wer-
den in noch mächtigere Po-
sitionen kommen“, so die
Aussage von
de.indymedia.org am
13.8.2026. Mit anderen
Worten: „Der Faschismus ist
hier“. Alles, was nicht dem
linken und linksradikalen
Zeitgeist entspricht, wird
per se als faschistisch titu-
liert. Und weil es ein fa-
schistischer Staat ist, ist es
aus deren Sicht legitim, al-
les zu tun, „um die Funkti-
onsweise des Staates zu
zerstören“… „Es gibt viele
Gründe, den deutschen
Staat anzugreifen.“
Zu den Zielen, die „sorg-

fältig auszuwählen“ sind,
gehören „legitime“ Ziele
wie: „Gefängnisse, Regie-
rungsbehörden, Jobcenter,
Polizeireviere, Kasernen,
Ausländerämter…“ Es geht
weiter: „Es gibt genug Ziele
da draußen. Wir müssen an-
fangen, einige auszuwäh-
len, gründlich zu planen…,
um dann in Aktion zu tre-
ten.“ Der Aufruf endet mit
dem Satz: „Deutschland
muss sterben, damit wir le-
ben können.“ Es stellt sich
die Frage, wieso diese lin-
ke/linksradikale Gruppe, die
sich klammheimlicher Sym-
pathie in der linken Szene
erfreut, noch immer nicht
verboten ist.

RAF lässt grüßen
Ältere erinnern sich noch an
den Terror der Roten-Ar-
mee-Fraktion. Linksradikale,
die in den 70- und 80er Jah-
ren zu Gewalt gegen Sachen
aufriefen, um den angeb-
lich faschistischen Staat BRD
zu beseitigen, um dann an-
schließend Dutzende Mor-
de zu begehen. Das war die

logische Konsequenz aus
Gewalt gegen Sachen, die
dann auch zu Gewalt gegen
Menschen wurde. Genau auf
dieser Ebene befinden wir
uns heute wie-der. Wer Spra-
che radikalisiert, der ebnet
den Weg für die Radikalisie-
rung der Tat.

Parteien haben
Gesamtverantwortung
Auch die Parteien des lin-
ken Spektrums wie der Mit-
te sollten sich überlegen,
welche Wortwahl sie tref-
fen, wenn sie den politi-
schen Gegner allgemein
formuliert attackieren und
insbesondere die AfD, die
medial derart dämonisiert
wird, deren Mitglieder par-
tiell Berufsverbot erhalten,
weil sie nicht für Landrats-
positionen beispielsweise
kandidieren dürfen, deren
Mitglieder auch von kirch-
lichen Einrichtungen entlas-
sen werden, obwohl sie sich
nichts zuschulden kommen
ließen. Das alles trägt zu ei-
ner allgemeinen Enthem-
mung bei.

Wenn das linke Bündnis
„widersetzen“, das die Pro-
teste gegen den AfD-Par-
teitag organisiert hatte, in
einem Aufruf erklärt: „Es
gibt keine Neutralität ge-
genüber dem Faschismus“,
setzt es seine Position ab-
solut und legitimiert damit
Gewalt gegen Menschen,
auch gegenüber denen, die
mit der AfD nichts zu tun
haben, so wie beispielswe-

ise die Reporter, die nur
über den AfD-Parteitag be-
richten wollten. Und wenn
Medien Angriffe auf politi-
sche Gegner danach bewer-
ten, wen sie treffen, dann
ist das eine extrem gefähr-
liche Entwicklung. Die Men-
schen haben ein gutes Ge-
fühl dafür, ob es gerecht zu-
geht oder nicht.
Wenn die AfD in Umfragen
bundesweit bei annähernd
30 Prozent steht, kann man
beim besten Willen nicht
unterstellen, dass wir in
Deutschland plötzlich Milli-
onen Faschisten haben.
Man sollte sich lieber die
Frage stellen, warum Milli-
onen, die früher SPD, Grü-
ne oder CDU gewählt ha-
ben, sich auf der Wähler-
seite der AfD wiederfinden.
Und so wundert es nicht,
wenn die Zahl der Strafta-
ten gegen politische Reprä-
sentanten und Parteimit-
glieder in den letzten Jah-
ren gestiegen ist. Besonders
häufig betroffen waren
Vertreter der AfD, aber es
gab auch eine deutliche Zu-
nahme gegenüber Mitglie-
dern der CDU.

Wer, so Benjamin Scherp
in der Zeitung „Die Welt“,
Menschen einredet, wir
stünden im letzten Gefecht
gegen den Faschismus, der
dürfe sich nicht wundern,
wenn aus dieser eingebil-
deten Notwehr reale bluti-
ge Gewalt auf der Straße
erwachse. Dem ist nichts
hinzuzufügen.

(red). Einem aufmerksamen
Zeitgenossen ist jetzt die
Ausschreibung des Deut-
schen Bundestages bezüg-
lich der Qualität von Tee
und Kaffee anlässlich der
Bundesversammlung zur
Neuwahl des Bundespräsi-
denten am 30.1.2027 in die
Hand gefallen. Wir möchte
Ihnen, liebe Leser, diesen
Ausschreibungstext ohne
weiteren Kommentar 1:1
wiedergeben.

Bilden Sie sich selbst
ein Urteil
„Sowohl Tee als auch Kaf-
fee müssen mit anerkann-
ten Fairtrade-Siegeln aus-
gestattet sein. Der Tee muss
von ausgezeichneter Quali-
tät sein und den Anforde-
rungen eines Premium-Pro-
dukts entsprechen. Es sind
nur Teesorten zugelassen,
die durch ihre hohe Quali-
tät und Geschmack über-
zeugen und Übereinstim-
mung mit den gängigen
Standards für Teesorten der

An diesem bürokratischen Wahnsinn kranken wir

Tee- und Kaffee-Ausschreibung
für die Wahl des neuen
Bundespräsidenten am 30.1.2027

jeweiligen Kategorie (zum
Beispiel Schwarzer Tee, Grü-
ner Tee, Kräutertee) stehen.
Der Tee muss aus hochwer-
tigem Anbau stammen,
ohne den Einsatz von künst-
lichen Aromen oder Zusatz-
stoffen. Der Tee kann in Py-
ramidenbeuteln abgepackt
werden. Die Beutel müssen
aus einem umweltfreundli-
chen, produktgeeigneten
Material bestehen (zum
Beispiel biologisch abbau-
bar oder kompostierbar),
das keine Fremdstoffe ab-
gibt. Die Pyramidenbeutel
müssen eine ausreichende
Raumstruktur für das Tee-
blatt bieten, um den Ge-
schmack und das Aroma zu
optimieren. Alternativ kann
der Tee auch in loser Form
abgepackt geliefert wer-
den, jedoch muss dieser in
luftdichten, umweltfreund-
lichen Beuteln oder Verpa-
ckungen verpackt sein, die
den Tee frischhalten und
eine optimale Entfaltung
des Aromas ermöglichen.“

Das spricht für uns:
Hohe Auflage

günstige Preise

alle Anzeigen im

Redaktionsteil

110000 Exemplare
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An die Freunde der SED/Linkspartei

Sozialismus in der DDR – alles schon vergessen?
(red). Die SED/Linkspartei,
die unter Vorsitz von Heidi
Reichinnek, deren Sprach-
tempo gelegentlich an das
russische Maschinengewehr
Kalaschnikow erinnert,
aber mit dem Denken nicht

hinterherkommt, versucht
gerade jungen Menschen
den Sozialismus in Deutsch-
land schmackhaft zu ma-
chen. Teilweise durchaus
mit Erfolg, weil die politi-
sche Bildung zum Thema

realer Sozialismus in der
DDR in Deutschlands Schu-
len faktisch nicht existiert.
Medien, die zu einem ho-
hen Prozentsatz ohnehin
journalistisch gesehen rot-
rot-grün dominiert werden,

haben gar kein Interesse
daran. Aber auch die bür-
gerlichen Parteien lassen es
vermissen, die DDR-Realität
immer wieder in Erinnerung
zu rufen. Das ist nötiger
denn je. Die Linkspartei, die

rechtsidentisch (!) mit der
SED, der Sozialistischen Ein-
heitspartei Deutschlands, in
der DDR war und damit Ver-
antwortung für Mauer, Sta-
cheldraht und Schießbefehl
hatte, punktet durch Nicht-

wissen gerade bei der jün-
geren Generation. Deshalb
eine kleine Aufhellung von
denen, die Sozialismus noch
live erlebt haben.

Deshalb: Augen auf beim Wählen – Nie wieder Sozialismus!

Das war Sozialismus:
- Zehn Jahre Wartezeit bis zur Lieferung eines Autos namens

Trabant - 13 Jahre Wartezeit bis zur Lieferung eines Wart-
burg.

- Stundenlanges Anstehen vor Geschäften, die plötzlich über
ein Kontingent von Farben, Toilettenartikeln oder Obst ver-
fügten.

- Studium nur, wer auf Parteilinie war.
- Arbeitsplatzzuteilung da, wo Arbeitskräfte gebraucht

wurden.
- Pflicht zur Arbeit, da es offiziell keine Arbeitslosen gab.
- Effizienz der Arbeit unterirdisch.
- Flächendeckendes Überwachungssystem durch IM (Informelle

Mitarbeiter), die bis in die Familien hineinreichten, sich in
Kirchen ebenso wiederfanden wie am Arbeitsplatz, im Sport-
verein oder auch in der Verwandtschaft.

- Keine Presse- und Meinungsfreiheit.
- Wer Kritik übte, sah einer „großen Zukunft“ in den Strafan-

stalten von Bautzen, Hohenschönhausen oder anderen
entgegen.

- Wer dem sozialistischen Paradies entkommen wollte in Form
eines Fluchtversuches, der wanderte in den Knast. Kinder wur-
den von den Familien getrennt und zwangsadoptiert.

- Wer in die Freiheit wollte, wurde an der
Mauer entweder von Grenzern er-
schossen oder von der SM-70 zerfetzt. Es
gab einen Schießbefehl an der Grenze auf
eigene Bürger.

- Billige Wohnungen ja, aber so herunterge-
kommen, dass nach der Wende niemand mehr dort woh-
nen wollte, Etagentoilette, Etagendusche, Kohleöfen

- Urlaub im Arbeiter- und Bauernparadies DDR? Bis 1975 zwölf
Tage, danach 18 Tage, aber nur maximal in die sozialistischen
Bruderländer und nur wer sich gut geführt hatte.

Man könnte diese Aufzählung noch endlos weiterführen. Das
war Sozialismus. Und es hat in der Geschichte der Menschheit
noch nie (!) einen funktionierenden Sozialismus gegeben, kann
es auch nicht geben, weil die Menschen unterschiedlich sind,
unterschiedliche Begabungen und Fähigkeiten haben. Über
alles die Einheitsschere anzulegen, funktioniert nun einmal in
der Praxis nicht. Der Sozialismus in den südamerikanischen
Staaten hat aktuell viele Staaten in den Ruin getrieben.
Sozialismus in Nordkorea - die Menschen hungern.
Sozialismus in Russland - Diktatur…
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Regierungspläne

Wer das Informationsfreiheitsgesetz einschränkt,
verhindert größtmögliche Transparenz

(red). Das Informationsfrei-
heitsgesetz gibt es seit dem
Jahr 2006. Es ermöglicht
Bürgern, von den jeweili-
gen Regierungen Auskünf-
te einzuholen und notfalls
auch in Akten Einsicht zu
nehmen. Dies wird natür-
lich besonders häufig von
Medien genutzt, von links
bis über die Mitte bis rechts,
um Sachverhalte aufdecken
und überprüfen zu können,
ob es irgendwo Missstände
gab. Nur so war es beispiels-
weise möglich, Akten zur
Maskenaffäre ebenso zu
erhalten wie zumindest in

Teilen Corona-Protokolle
einsehen zu können, aus
denen deutlich wurde, dass
die Regierung in Sachen Co-
r o n a b e w ä l t i g u n g
zumindest in Teilen die Bür-
ger erheblich hinter die
Fichte geführt hat.

Jetzt gibt es Überlegun-
gen, der Koalitionsaus-
schuss von Union und SPD
hat dies vor wenigen Mo-
naten beschlossen, dieses
„IFG“ einzuschränken, da es
eine „komplexe Bedro-
hungslage von innen und
von außen“ gebe. Daher
wolle man die „staatliche
Resilienz, also Widerstands-
fähigkeit, erhöhen“. Darum
geht es nicht wirklich.
Schon heute ist in Paragraf
3 des Gesetzes geregelt,
dass Einsichtnahme und
Auskunft beim „Schutz von
besonderen öffentlichen
Belangen“ verweigert wer-
den können. Berechtigter-
weise, wenn es beispiels-
weis-e um kritische Infra-
struktur geht.

Problem ist, dass nicht nur
Deutsche nach dem Trans-
parenzgesetz oder IFG Ein-
sicht begehren können,

sondern auch ausländische
Medien beispielsweise. Von
daher würde es durchaus
Sinn machen, dies auf deut-
sche Medien und deutsche
Bürger zu begrenzen sowie
auf Bürger, die ein berech-
tigtes Eigeninteresse haben,
weil sie von dieser oder je-
ner Maßnahme betroffen
sind. Ein Missbrauch des IFG
in Form von standardisier-
ten Kampagnenanfragen
sollte allerdings zu Recht
unterbunden werden. Aber
wenn der Bund künftig re-
gelt und definiert, wer be-
rechtigtes Interesse hat,
dann ist das ebenso wenig
in Ordnung wie die Überle-
gung, die Kosten für die
Anfrage, die aktuell bei 500
Euro liegen, deutlich zu er-
höhen. Kurzum, der Kern
des IFG muss erhalten blei-
ben. Modifizierungen im
Sinne der nationalen Sicher-
heit sind legitim.
EU rückt Gaza-Akten nicht
raus

Wie wichtig ein IFG gera-
de auf der EU-Ebene wäre,
kann man aktuell daran er-
kennen, dass sich die EU-
Kommission weigert, Gaza-

Akten freizugeben. Hier
besteht nämlich der erheb-
liche Verdacht, dass von den
humanitären Hilfen in Höhe
von 1,25 Milliarden Euro
zumindest Teile zweckent-
fremdet worden sind und
bei der Terrororganisation
der Hamas gelandet sein
könnten.

Wer hier mauert, schürt
Politikverdrossenheit. Des-
halb benötigen wir ein
Transparenzgesetz in
Deutschland, durchaus mo-
difiziert, aber wir brauchen
es auch und gerade in dem
Moloch Brüssel in Europa.
Und jeder weiß, dass jedes
Jahr Milliarden Euro von
unterschiedlichsten europä-
ischen Staaten nicht immer
hundert Prozent korrekt
eingesetzt werden. Ein
Transparenzgesetz auf EU-
Ebene könnte hier für Ab-
hilfe sorgen. Glaubwürdig
vertreten kann man das
allerdings nur dann, wenn
man nicht im eigenen Land
Bestrebungen anstellt, das-
selbige radikal zu begrenz-
en. Wie gesagt: Modifikati-
onen durchaus in Ordnung,
aber mehr bitte nicht.

EU-Verordnung

Überwachungs- und Bevormundungssysteme
in Pkw zunehmend verpflichtend

und nicht abschaltbar
(red). Die Selbstständigkeit
des Pkw-Fahrers nimmt ab,
die Bevormundung durch
technische Assistenzsyste-
me zu. Um nicht missver-
standen zu werden, das
eine oder andere techni-
sche Assistenzsystem kann
durchaus hilfreich sein.
Aber die spannende Frage
ist, wie weit gehen die Ver-
ordnungsvorstellungen der
EU künftig. Und da ist mehr
als Vorsicht angesagt. So
sollen demnächst Kamera-
systeme verpflichtend wer-
den, die sowohl das Fahr-
verhalten als auch den Fah-
rer überwachen können. Es
soll perspektivisch eine Vor-
rüstung von automatischen
Sperren geben, die zum Bei-
spiel bei Fahruntüchtigkeit

des Fahrers anschlagen. Das
wäre durchaus sinnvoll.
Aber diese technische Mög-
lichkeit führt auch dazu,
dass ein Auto auch aus an-
deren Gründen stillgelegt
werden kann.

Ferngesteuerte
Busse durch China

Wir hatten im Kurier im
Frühjahr darüber berichtet,
dass es in Norwegen 1350
Elektro-Busse chinesischer
Produktion gibt, in dem Fall
von dem Hersteller Yutong.
Die Norweger haben festge-
stellt, dass die chinesischen
Busse von China aus fernge-
steuert, gestoppt und auch
verriegelt werden können.
Das funktioniert dadurch,
dass in jedem Bus eine SIM-
Karte fest verbaut ist, die im
Übrigen über das Netz eines
rumänischen (!) Mobilfunk-
anbieters registriert ist. Das
heißt, der Hersteller kann
Reparaturen nachverfolgen,
kann die Fahrtrouten des
einzelnen Busses abrufen, Di-
agnosedaten und anderes
mehr. Kurzum, China könn-
te die norwegische Busflot-
te lahmlegen.

Keine Abschaltmöglich-
keit mehr
Geht es nach der EU wer-
den die sogenannten Assis-
tenzsysteme verpflichtend.
Aktuell kann man das eine
oder andere noch abschal-

ten, was erfahrene Pkw-
Lenker in der Regel häufig
auch machen. Künftig aber
geht dies nicht mehr, will
man seine Versicherung
und seinen Rechtsschutz
behalten bzw. die TÜV-Pla-
kette bekommen. Das Auto,
einst Symbol der Freiheit,
wird immer mehr, über-
spitzt formuliert, perspek-
tivisch zu einer Art Über-
wachungssystem, und die
individuelle Freiheit geht
verloren. Die Eigenständig-
keit des Denkens, die Eigen-
ständigkeit des Fahrens,
wird zweitrangig.

Geografische
Kenntnisse?

Man sieht es ja auch an
den Navigationsgeräten,
die ohne jeden Zweifel hilf-
reich sind, wenn sie denn
als Ergänzung verstanden
würden. Aber immer mehr
Menschen, und das sind
häufig jüngere, verlassen
sich komplett auf das Navi.
Sie wissen so manchmal gar
nicht genau, wo sie sich be-
finden und sind häufig
genug nicht mehr in der
Lage, sich mit Hilfe von Kar-
ten zu orientieren. Geogra-
fische Kenntnisse in
Deutschland sind aufgrund
mangelnder verfügbarer
Unterrichtsstunden ohne-
hin unterbelichtet. Kurzum,
ein weiterer Schritt zum
betreuten Denken.

110.000 KURIERWETZLAR

Erscheint monatlich
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Ab 11.11.2026 ist es wieder soweit –
das Hotel Blankenfeld serviert Ihnen
exzellent zubereitete Bauerngänse,
Gänsekeulen sowie Wildspezialitäten
mit Rotkohl, Rosenkohl, hausgemach-
ten Semmelknödeln und Sauce. Genie-
ßen Sie  unsere köstlichen Klassiker in
gemütlichem Rahmen.

Sie finden uns:
Tel.: 06441 – 2093914
E-mail: kontakt@fahrschulebecker.de
Homepage: www.fahrschulebecker.de

Dillfeld 7c, 35576 Wetzlar
Auweg 10-12, 35638 Leun-Biskirchen
Garbenheimerstr. 6, 35578 Wetzlar

Wir lösen auch Ihren Bildungsgutschein der Arbeitsagentur ein.

Führerscheinausbildung aller Klassen
Ferienfahrschule
BKF Weiterbildung
Behindertenschulung

�����

�����

�����

�����

Wetzlars Apfelmarkt startet
wieder am 4. Oktober

(red). Stadtmarketing und Landwirtschaftlicher Verein,
auf dessen Gelände der traditionelle Apfelmarkt am
Sonntag, den 4.10. von 10 bis 18 Uhr stattfindet,
freuen sich schon jetzt auf zahlreiche Anbieter unter-
schiedlichster Produkte. Er ist einer der beliebtesten Märk-
te in der gesamten mittelhessischen Region und wird
offiziell um 10 Uhr im Bereich des Finsterloh eröffnet.
Pro Polizei und DÖG dabei

Mit dabei sind erneut die Bürgerinitiative Pro Polizei
Wetzlar und die Deutsch-Österreichische Gesellschaft
Wetzlar. Pro Polizei ist wieder mit „Stockis klassischem
Erbseneintopf“ (mit oder ohne Wurst) vertreten. Die
Deutsch-Österreichische Gesellschaft Wetzlar bietet in
diesem Jahr „Krustenbraten-Burger“ zum Preis von 9
Euro an sowie die Verkostung und den Verkauf von dem
Weißburgunder- und Sauvignon Blanc-Jubiläumswein aus
Anlass des 40. Geburtstages in diesem Jahr.

Jahreshauptversammlungen
der CDU Stadt- und
Gemeindeverbände:

07.10., 19 Uhr CDU-Bischoffen, Gasthaus Decker in
Bellersdorf

20.10., 19 Uhr CDU-Dillenburg, DGH Donsbach
21.10., 19 Uhr CDU-Ehringshausen,

Bürgerhof Katzenfurt
22. 10., 19 Uhr CDU-Breitscheid, Mehrzweckhalle,

kleiner Saal, Breitscheid
23.10., 19 Uhr CDU-Haiger, DGH Haiger-Rodenbach
27.10., 19.30 Uhr, CDU-Waldsolms, Golfclub Attighof
28.10., 19.30 Uhr, CDU-Mittenaar, Gasthaus Decker,

Bellersdorf

Vereinsgespräch mit
MdL Frank Steinraths

Käsknöpfle-Essen des
Deutsch-Liechtensteinischen

Freundeskreises
(B.R.) Am 16. Oktober, 19.00 Uhr, findet im Restaurant
OSKAR´S im Ernst-Leitz-Hotel, das 1. Käsknöpfle-Essen
der Liechtenstein-Freunde statt. Liechtensteiner Käs-
knöpfle sind das absolute Nationalgericht des Fürsten-
tums und eine herzhafte Variante der klassischen Käse-
spätzle. Das traditionelle Gericht besteht aus kleinen
Teigknöpfle, die abwechselnd mit kräftigem Käse (oft
eine Mischung aus Appenzeller und Sauerkäse bzw. Sura
Käs) geschichtet und mit goldbraunen Röstzwiebeln ver-
feinert werden. Dazu reicht man klassischerweise Apfel-
mus und/oder einen grünen Blattsalat.

Die Portion incl. Nachtisch kostet 27,90 EUR und wird
vor Ort bezahlt. Verbindliche Anmeldungen ab sofort
unter 06441- 85160.

Vor dem Essen gibt der Sprecher des Freundeskreises,
Boris Rupp, einen Rückblick auf die diesjährige Fahrt
nach und einen Ausblick auf die für 2027 geplante Fahrt
nach Liechtenstein.

(red). Auch in diesem Jahr möchte Herr Steinraths den
Vereinen einen Gedankenaustausch im Rahmen eines Ver-
einsgespräches anbieten, um sich über die aktuelle Situa-
tion der örtlichen Vereine zu informieren und um die
Vereine ggf. bei anstehenden Problemen unterstützen
zu können und lädt die Vorsitzenden und deren Stellver-
treter herzlich ein:
Leun
21.10., 18 Uhr, kleiner Saal im DGH Stockhausen
Solms
23.10., 18 Uhr, Pizzeria La Stella, Albshausen
Hüttenberg
2.11., 18 Uhr, Bürgerstuben, Hüttenberg
Schöffengrund
5.11., 18 Uhr, Solmser Hof, Schöffengrund

Professor Britta Bannenberg an der Theodor-Heuss-Schule

Vortrag zum Thema „Gewalt und Amokprävention“
(red). Zu einem überaus in-
teressanten Vortrag war
jetzt Frau Professor Dr. Brit-
ta Bannenberg, die eine
Professur für Kriminologie
an der Justus-Liebig-Univer-
sität Gießen, Fachbereich
Rechtswissenschaft, inne-
hat, in der Aula der Theo-
dor-Heuss-Schule, um vor
60 interessierten Kollegin-
nen und Kollegen, die sich
zusätzlich zum normalen
Unterricht mit dieser The-
matik insgesamt befassen,
einen Vortrag zum Thema
„Gewalt und Amokpräven-
tion“ zu halten. Schulleite-
rin Evelyn Benner hatte
auch Kolleginnen und Kol-
legen von der Werner-von-
Siemens-Schule und der Kä-
the-Kollwitz-Schule einge-
laden. Schulleiterin Monika
Lehr und der Schulleiter der
Siemens-Schule, Michael
Diehl, waren ebenso
zugegen.

Zurück geht das Ganze
auf eine Initiative des „Ver-
eins zur Förderung der Prä-

vention im Lahn-Dill-Kreis“
und von „Pro Polizei Wetz-
lar“, die auch die Kosten für
diesen Vortrag übernom-
men hatten.  Schulleiterin
Benner dankte dem Vorsit-
zenden der beiden Vereine,
Hans-Jürgen Irmer, dafür,
dass er die Initiative ergrif-
fen und den Kontakt her-
gestellt hatte, so dass diese
Veranstaltung unbürokra-
tisch stattfinden konnte. Ir-
mer dankte seinerseits den
drei Schulen für ihr großes
Interesse an der Thematik
sowie Evelyn Benner für ihr
Engagement. Er nutzte,
auch im Namen seiner Vor-
standskollegen Renate
Pfeiffer-Scherf und Stefan
Sollmann die Gelegenheit,
um Pro Polizei Wetzlar und
den Verein zur Förderung
der Prävention, der der Trä-
gerverein des Hauses der
Prävention ist, ein klein we-
nig vorzustellen.

Professor Bannenberg
wies in ihrem Vortrag dar-
auf hin, dass solche schwer-

wiegenden Taten in
Deutschland zum Glück sel-
ten seien, aber immer
wieder vorkommen könn-

ten, und dass es durchaus
Anzeichen gebe, die häu-
fig durch verändertes Auf-
treten/Verhalten erkannt
werden könnten oder
zumindest einen Hinweis
darauf geben, dass sich im
Umfeld eines jungen Men-
schen irgendetwas verän-
dert habe. Vor diesem Hin-
tergrund kritisierte sie die
zunehmende Verrohung in
dieser Gesellschaft, die
überbordende Nutzung so-
zialer Netzwerke mit allen

Verhetzungspotenzialen,
die wachsenden Krisenher-
de, denen auch und gerade
junge Menschen ausgesetzt
seien, den islamistischen
Terror seit dem 11. Septem-
ber 2001.

All dies führe dazu, dass
es zu Anschlägen Einzelner
kommen könne, die in der
Regel psychisch gestört sei-
en, sich häufig zurückzie-
hen würden, wenig Empa-
thie zeigten, narzisstisch
veranlagt seien und sich
nicht mehr in einer Gemein-
schaft integrieren lassen
würden. Sollten dann noch
irgendwelche Drohungen
„scheinbar“ aus Spaß aus-
gestoßen werden oder es
eine Waffenaffinität geben,
dann solle man sich vertrau-
ensvoll an Schulleitungen
oder die Kriseninterventi-
onsbeauftragten der Schu-
len wenden. Selbstver-
ständlich stehe auch der
Fachbereich Rechtswissen-
schaft für den Bereich der
Kriminologie unter ihrer
Verantwortung auch in an-
onymisierter Form zur Ver-
fügung.

Ein beeindruckender Vor-
trag mit vielen fachlich fun-
dierten Nachfragen und
dem Angebot vom Verein
zur Förderung der Präven-
tion, auch einzelnen Schu-
len entsprechende Vor-
tragsmaßnahmen finanzie-
ren zu wollen.
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